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pro Ouartal 3 Meark.

vorm. im G. Schwetſchke'ſche

Se S
Zeitung

n Verlage. (Halliſcher Courier.)

Inſertionsgebühren
die fünfgeſpaltene

eile oder deren Raum
7 Halle u. Reg.Bez.

erſeburg nur 15 Pf.,
ſonſt 18 Pf.

Reclamen am Schludes redactionellen Deli

pro Zeile 40 Pf.

Zur Erſten Ausgabe gebdorn als Beilagen
der Roman von Reinhold Ortmann Die
Grafen von r 5--12, ſowie die Parſlamentsbeilage Verhandlungen des Reichstagsvom 11. d. m und illuſtrirtes Sonntagsblatt.

Zur gefälligen Beachtung!
Abonnements für das nächſte Quartal (1. April

hiz 30. Juni) auf die

Halliſche Zeitung
werden ſchon jetzt von der Poſt entgegengenommen. Jedem
Abonnenten, der jetzt ſeine Abonnementsquittung
für das nächſte Quartal an die unterzeichnete Expedition
einſendet, ſtellen wir die Halliſche Zeitung gratis und
franco ſofort noch bis zum 1. April zu.

Die Halliſche Zeitung iſt in Anbetracht ihrer Reich
haltigkeit die billigſte t Deutſchlands! Man be-Puwt mit ihr fünf Gratisbeilagen geliefert: Jlluſtr.

Sonntagsblatt, Landwirthſch. Mittheilungen, Roman-
beilage, Lotterieliſten und Parlamentsbeilage,
(Stenogr. Berichte der n

Beſtellungen werden zum Preiſe von 3 Mark für
Halle bei der Expedition gr. Märkerſtraße 11
und den bekannten n n n für Auswärts bei ſämmtlichen Kaiſerl. Poſtanſtalten
und von den Landbriefträgern entgegengenommen.

Probe- Nummern ſtehen gratis und franco auf
Verlangen zu Dienſten.

Die Expedition der Halliſchen Zeitung.
t

eedcceeennnnaHalle, den 12. März.

Die Anfgabe der Halliſchen Zeitung.
Wiederholt iſt uns der Jrrthum entgegengetreten,

die Halliſche Zeitung verfolge die Ziele und Zwecke einer
beſonderen ausſchließlichen Part, irichtung. Dieſer Jrr-
thum kann freilich nur bei denen beſtehen, welche die
Halliſche Zeitung nicht oder nicht aufmerkſam leſen. Man
n alten Gerüchten von früher her, ohne ſich von der

hrheit ſelbſt zu überzeugen.
Um derartigen, hisweilen auch aus böſem Willen

aufrecht erhaltenen falſchen Gerüchten zu ſteuern, finden
wir uns veranlaßt, die Aufgaben unſeres Blattes in un
zweideutiger Weiſe zu markiren.

Die u Zeitung will ſein und iſt lediglich das
Organ aller Ordnungs-Elemente, welche der Re
gierung wohlwollend, indeſſen mit ſelbſtändiger Kritik
per er Unter dieſen Elementen beſtehen
für die Halliſche Zeitung Parteigrenzen nicht.
Daß wir das Vertrauen jener Elemente aus den ver-
ſchiedenen Parteien, welche ſich mit Recht vorzugsweiſe
als national bezeichnen, beſitzen und durch unſre inner-
halb dieſer Grenzen unparteiiſche Haltung immer aufs
Neue erwerben, beweiſt die Mitarbeiterſchaft von Männern
aus drei Parteien an unſerem Blatte.

Wir ſtellen die einenden Momente der nationalen
Parteien höher als die beſonderen Ziele der einen oder
anderen unter ihnen, im Sinne des Herrn von Kardorff,
der ſo warm für das fernere .Zuſammenwirken der Ord-
nungsparteien eingetreten iſt.

Es iſt alſo falſch, die „Halliſche Zeitung“ das Organ
der einen oder anderen Partei zu nennen. Sie iſt
und bleibt, arch wenn oder beſſer um ſo mehr als
dieſe oder jene einzelne Partei als ſolche ſie mit Recht
nicht als ſpezielles Organ betrachten zu können meint,das ine ſam Organ der im Prinzip regierungs-
freundlichen, an den politiſchen und ſozialen Fragen
poſitiv mitarbeitenden Elemente.

Hinſichtlich der wirthſchaftlichen Fragen iſt
unſer Standpunkt ein rein ſachlicher. Durch objektives,
ſachgemäßes Darlegen der verſchiedenen An-
ſichten für und wider glauben wir der Entwicklung
und Förderung dieſer flüſſigen Fragen am beſten zu
dienen. Schutzzoll und Freihandel, Monopole, Währ-
ungsfrage ſollen, wie bisher ſchon geſchehen, nach den
verſchiedenſten Seiten geprüft und beſprochen werden.
Der urtheilsfähige Leſer weiß die ſtichhaltigſten Gründe
ſehr wohl am beſten zu würdigen. Wir ſtellen unſer
Blatt, wie bisher, der Meinung und Gegenmeinung zu
Aeußerungen zur Verfügung. Dadurch allein ſchon doku
mentiren wir, daß die Halliſche Zeitung keines-
wegs das ausſchließliche Organ einer einzigen
Partei iſt.

Die wirthſchaftlichen Fragen ſind keine Parteifragen.
Unter den Hochkonſervativen im Oſten iſt eine rege
Agitation gegen die Getreidezölle im Gange. National
liberale ſtehen einem Branntweinmonopol nicht prin-
zipiell ablehnend gegen über u. ſ. w.

Die Handwerkerfrage behandeln wir ebenſalls wie
bisher. Wir wollen die Förderung des Handwerks in
den von der Mehrheit der Handwerker ſelbſt für
zut zu befindenden Grenzen. Auch hier ſchließen wir
Rede und Gegenrede nicht aus, üherzeugt, daß durch den
Austauſch der Gedanken auf die Dauer mehr und beſſer
gewirkt wird als durch einſeitige Agitation.

Nach dieſen Darlegungen dürfen wir wohl mit Recht
die Ehre, daß man uns ſchlechtweg ein Parteiprädikat bei
legt, uns ſchlechtweg konſervativ oder nationalliberalbeanſpruchen Wohl aber dürfen wir

Halle, Sonntag, 13. März 1887.

uns das Organ aller Elemente nennen, denen der
Kampf gegen die Auswüchſe ſozialdemokratiſcher und
parlamentariſcher Gelüſte gemeinſam iſt. Jn dieſem
Kampfe beſteht unſer Programm; auf die Partei-
bezeichnungen legen wir keinen direkten Werth. Die
Einigkeit der national Denkenden und Wirken-
denim Jntere e der gemeinſamen Wohlfahrt zu fördern,
iſt unſere Aufgabe, nicht aber ein Parteiprogramm zu
verwirklichen. Wer in dieſem ſelbſtloſen Beſtreben die
höchſte Aufgabe unſeres Staates erkennt, der halte zu
uns, er wird uns willkommen ſein.

Politiſche Mittheilungen.
Reichstag. Berlin, den 11. März. (Den aus

führlichen Sitzungsbericht erhalten die Leſer als Bei-
lage zur vorliegenden 1. Ausgabe.) Ruhiger und friedlicher
als die heutige 7, hat wohl noch ſelten eine Reichstagsſitzung
begonnen und gleichzeitig ſtürmiſcher geendet. Erſter Gegen
ſtand der Tagesordnung war die dritte Berathung des
Geſetzentwurfes, betreffend die Friedenspräſenzſtärke des
deutſchen Heeres. Ohne ein Wort der Debatte weder zu den
einzelnen Paragraphen n zu dem ganzen Geſetz wurde das-
ſelbe in der Faſſung der Regierungsvorlage mit 227 gegen 31
Stimmen der vereinigten Fortſchrittler und Sozialdemokraten
angenommen. 84 Abgeordnete des Zentrums enthielten ſich
der Abſtimmung. Auf Grund dreier Anträge in dieſem Sinne,
deren einer von dem Abg. von Helldorff eingebracht war,
fand die Abſtimmung durch Namensaufruf ſtatt. Zweiter
Gegenſtand der Tagesordnung war der von der deutſchfrei-
ſinnigen Partei eingebrachte Antrag auf Einführung einer
Reichseinkommenſteuer. Die betreffende von dem Abg.
Rickert, in der alten genugſam gekennzeichneten vagen Form
wieder eingebrachte Reſolution fordert die Regierungen bekannt
lich auf, ein Geſetz einzubringen, dem zufolge die zur Erhöhung
des Heeres nöthigen Geldmittel auf dem Wege einer den Ein
kommen über 6000 4 im r Reiche auf uerlegenden Steuer
aufgebracht werden ſollen, und bei der Erörterung dieſer heute
endlich zur näheren Prüfung gelangenden Anregung entſpann
ich eine von Minute zu Minute immer lebhafter und ſchärfer
ich geſtaltende Debatte. Zunächſt widerlegte der natjonal
liberale Dr. Miquel die meiſt auf Aeußerungen ſeiner Partei-
genoſſen aus den ſechziger Jahren r n r r
des Herrn Rickert und wies die Undurchführbarkeit und luftige
Grundlage des ganzen Projektes auf. Auch das a
erklärte ſich durch Herrn von Huene gegen den fortſchritt
lichen Vorſchlag, den nur die Sozialdemokraten, für welche

err Grillenberger ſprach, unterſtützten. Sodann griff der
h der Konſerhativen, Herr von Helldorff, in die Ver

andlungen ein und ging den Freiſinnigen energiſch zu Leibe.
err von Helldorff charakteriſirte zutreffend den wahren e

rakter dieſer nur in agitatoriſcher Abſicht eingebrachten Reſo
ſution und ſtellte feſt, daß dieſer „verunglückte Embryo“ einer
die Grenze der Lächerlichkeit ſtreifenden Finanzkunſt nach der
übereinſtimmenden Anſicht aller Parteien des Hauſes nur
die Sozialdemokraten ausgenommen eine leichtſinnige Ge-
dankenloſigkeit, weil einfach unausführbar ſei, wenn man nicht
die ganze Finanzvekwaltung ſämmtlicher Einzelitaaten in Ver
wirrung bringen wolle. Mit einer ſtärkeren Heranzieh-
ung der oberen Steuerſtufen zu den allgemeinenLaſten erklärte ſich aber auch Herr von Helldorff
Namens der Konſervativen ausdrücklich einver-
ſtanden; nur müſſe das in verſtändiger, gerechter, ausführ-
barer Weiſe geſchehen. An dem weiteren Verlauf der Debatte
nahmen noch Theil die Abgeordneten von Kardorff Reichs
artei), Miquel und v. Huene gegen, die Herren Bamberger,
1 Meyer, Vr. Barth, Rickert, ſämmtlich von den Deutſchfrei
nnigen, für die Reſolution. Herr von Kardorff nahm be-

ſonders Gelegenheit, den freiſinnigen Rednern, deren Ton
immer heftiger und provozirender wurde und die ſich offenbar
nach Kräften bemühten, wieder einmal zum Fenſter hinauszu-
ſprechen, die auch bei dieſer Veranlaſſung wieder in die Augen
ſpringende Aehnlichkeit ihres politiſchen Weſens, wie ihrer
„Metbode“ mit der ihnen neuerdings ja auch äußerlich eng
verbrüderten Sozialdemokratie zum Bewußtſein zu bringen und
zugleich den Gegenſatz zwiſchen dem äuße. ſten linken Flügel des
Hauſes und den nationalen Parteien, wie nach ihm, wenn auch
in weniger beſtimmter Weiſe, auch Herr Vr Miquel, ſchacf zu
markiren. Nach Abſchluß dieſer Erörterungen entſpann ſich noch
eine Debatte zur Geſchäftsordnung, in deren Verlauf Herr
v. Köller den Deutſchfreiſinnigen den von ihnen angeſchlagenen
hohen Ton als nicht der Situation entſprechend verwies und ſie
darauf aufmerkſam machte, daß ſie „für ihre geringe Kopfzahl
ein Bischen viel im Hauſe redeten“. Er konſtatirte ausdrücklich,
daß die Freiſinnigen ein „Recht zur Empfindlichkeit' nicht hätten,
wenn man ſie nicht mit unter die nationalen Parteien rechne.
Sie hätten urch ihre letzten Abſtimmungen bewieſen, daß ſie
eine national handelnde Partei nicht ſeien; darum wäre auch
ihre Verurtheilung von dem „in dieſem Punkt ſehr fein-
fühlenden Volke“ bei den Wahlen ſo nachdrücklich ausge-
ſprochen worden. Die Konſervativen ſeien ſtolz auf die Erfolge
der Wahlcampagne, deren Erfolge die Freiſinnigen in begreif-
licher Verſtimmung ſich abquälten zu bemängeln. Jhren Ab-
ſchluß fand die Debatte in einer Reihe ſehr ſcharfer perſönlicher
Bemerkungen.

Das Abgeordnetenhaus hielt geſtern ſeine 27. Plenar
ſitzung ab. An Stelle des Abg. Schmidt (Sagan) wurde Abg.
Barth zum Schriftführer gewählt. Der Nach veis über die
Verwendung des im Eiſenbahnetat unter Titel 23 der ein-
maligen und außerordentlichen Ausgaben vorgeſehenen Dis
poſitionsfonds von 1500000 wird durch Kenntnißnahme
für erledigt erklärt und der Geſetzentwurf über das Verfahren
bei Vertheilung von Jmmobiliarpreiſen im Geltungsbereich
des Rheiniſchen Rechts in zweiter Berathung angenommen.
Von den Petitionen, die zur Berathung gelangen. verdienen
die Petitionen betr. die Stellung der Lehrer an den Land
wirthſchaftsſchulen und wegen Gleichſtellung der
Lehrer an den nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten
mit denen an Anſtalten ſtaatlichen Patronats hervorge-
hoben zu werden. Die Kommiſſion für das Unterrichtsweſen
beantragt. über die erſtere Petition zur Tagesordnung überzu
gehen, die zweite Serie von Petitionen der Staatsregierung als

daterial für die baldige geſetzliche Regelung der Verhältniſſe
der Lehrer an den nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten zu
überweiſen. r. Lieber ſchlägt vor, auch die erſte Petition der
Staatsregierung als Material für die baldige geſetzliche Re
gelung der Verhältniſſe der Lehrer an den nichtſtaatlichen höheren
Lehranſtalten zu überweiſen. Dieſer Antrag wird mit einer
redaktionellen Aenderung, bezüglich der zweiten Serie von Pe
titionen der Kommiſſionsantrag angenommen. Schluß der
Sitzung 2“, Uhr. Nächſte Sitzung Dienstag. (Ausführlicherer
Sitzungsbericht folgt Raummangels halber in der 2. Ausgabe.)

179. Jahrgang.

Zum 90. re des Kaiſers.König von Portugal wird Sr. Majeſtät dem Kaiſer
Wilhelm zu ſeinem 90. Geburtstag durch den General
Carneiro einen in Portugal gearbeiteten Degen überreichen
laſſen. Auf Befehl der Königin von Spanien
wird ſich General Cordova nach Berlin begeben, um Sr.
Majeſtät dem Kaiſer Wilhelm die Geburtstagsglückwünſche
der Königin zu überbringen.

Die Budgetkommiſſion des Reichstags bewilligte
in ihrer heutigen Sitzung die ihr überwieſenen Kapitel 24 (Geld-
verpflegung der Truppen) Kapitel 25 (Naturalverpflegung) ſowie
2 Titel des Kapitels 27 des Heeresetats (abgeſehen von den
Commandozulagen) unter der Bedingung, daß durch eine ent
ſprechende Anmerkung in Dispoſition des Etats feſtgeſtellt wird,
daß diejenigen Rationen, die in baarem Gelde an Offiziere ge
zahlt werden, nicht an der im übrigen bewilligten Erhöhung der
Haferrationen um je Kg. theilnehmen. Die Beſchlußfaſſung
über die Commandozulagen wurde ausgeſetzt bis zu genauer
Kenntnißnahme des jetzt dem Bundesrath vorliegenden preußi-
ſchen Antrags wonach für bei den Manövern mit Verpflegung
einquartierte Offiziere den Gemeinden (zur Auszahlung an die
Quartiergeber) pro Tag 2.50 Mark gezahlt werden ſollen, die
den betreffenden Offizieren von der Militärverwaltung in Ab
zug gebracht werden.

Die Mittheilung des Staatsſekretärs von Bötticher
in der geſtrigen Reichstagsſitzung, daß man ſchon in der
nächſten Seſſion auf Vorlegung des Geſetzentwurfs
über die Alters- und Jnvalidenverſorgung der
Arbeiter hoffen könne, hat mit Recht großes Aufſehen
erregt. Man hatte bisher geglaubt, dieſes Geſetz für ein
fernes Jdeal halten zu ſollen, für deſſen Verwirklichung
in nächſter Zeit noch keine Ausſichten beſtänden. Es muß
dahin geſtellt bleiben, ſagt die Nationalliberale Korreſp.,
ob Herr von Bötticher ſich nicht etwas zu optimiſtiſch aus
gedrückt hat und ob in der That ſchon ſo bald zu der
geſetzgeberiſchen Löſung dieſes Problems geſchritten werden
kann. Von weſentlichem Einfluß hierauf wird die Frage
des Fortgangs der Steuerreform ſein. Man kann ſich
zwar noch kein genaues Bild von den Grundlagen machen,
auf denen dieſe Altersverſorgung aufgebaut werden ſoll,
aber ohne Aufwendung größerer öffentlicher Mittel wird
es nicht abgehen.

Bundesrath. Jn der am 10. d. M. unter dem Vorſitz
des Königlich bayeriſchen Geſandten Grafen von Lerchenfeld
Koefering abgehaltenen Plenarſitzung des Bundesraths wurde
über die Anrechnung anderweitig zu gerrgerer Dienſtzeit bei
Berechnung des Ruhegehalts mehrerer Reichsbeamten, über die
Zollbehandlung verſchiedener Gegenſtände, über Eingaben, be
treffend die Errichtung von gemiſchten Privat Tranſitlagern für
Getreide, ſowie ferner über eine Eingabe, betreffend das Ver
fahren bei der Denaturirung von Branntwein zur Eſſigfabri-
kation, Beſchluß gefaß Der vom Ausſchuß für Handel und
Verkehr vorgeſchlage nen Abänderung der Beſtimmungen über
den Verkehr mit Sprengſtoffen auf den Waſſerſtraßen und dem
Entwurf einer Verordnung über die Kaution des Rendanten
des Reichs Kriegsſchatzes wurde die Zuſtimmung ertheilt. Der
Entwurf eines Geſetzes für ElſaßLothringen über die Beſtel
lung von Amtskautionen. die allgemeine Rechnung über den
Reichshaushalt für 1883/84, der Geſetzentwurf wegen Abänder-
ung der Geſetze über die Quartierleiſtung und über die Natural-
leiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden, ſowie eine
Erklärung Lübecks auf den Antrag beider Großherzogthümer
Mecklenburg, betreffend die Erledigung einer Grenzſtreitigkeit,
Wer den zuſtändigen Ausſchüſſen zur Vorberathung über-
wieſen.

Bei dem Studium der Abſtimmungsliſte über die
Septennatsvorlage ergiebt ſich, daß von 235 preußiſchen
Reichstagsabgeordneten 13) alſo nicht viel über die Hälfte,
für das Geſetz ſtimmten. Von den 48 baieriſchen ſtimmten 15
mit Ja, von den 23 ſächſiſchen 22, von den 17 württembergiſchen
14, von den 9 heſſiſchen 6. ferner ſämmtiche 14 Badener, alle
Braunſchweiger, Mecklenbarger und die ganz überwiegende
Mehrzahl der Abgeordneten aus den kleinen Staaten. Es er-

ſich daraus wieder, eine wie werthvolle und unentbehrliche
Interſtützung große nationale Anliegen aus den mittleren und

kleinen Bundesſtaaten empfangen.
Nationalliberaler Antrag. Die national-

liberale Partei des Reichstages hat veſchloſſen, über die
von der deutſchfreiſinnigen Partei zur Militärvorlage ge-
ſtellte Reſolution, betr. die Einführung einer Reichs- Ein
kommenſteuer, den Uebergang zur Tagesordnung zu bean-
tragen, mit der Motivirung, daß ſo berechtigt der Ge
danke an ſich ſei, die höheren Klaſſen ſtärker rante
ziehen, es doch den Einzelſtaaten zu überlaſſen ſei, bei
einer Reform des direkten Steuerſyſtems dem Gedanken
näher zu treten.

Ein deutſch- rumäniſcher Handelsvertrag
iſt inſofern neu abgeſchloſſen, als der alte Vertrag einige
Ergänzungen und Abanderungen erfahren hat. Rumänien
gewährt für einzelne wichtige deutſche Ausfuhrartikel, wie
Wollengarne, halbſeidene Fabrikate, gewiſſe Konfektions-,
Eiſen, Stahl-, elz und Bürſtenwaaren 2c. ermäßigte
Tarife. Außerdem gewährt Rumänien für eine Reihe
von Artikeln, für welche in der beſtehenden Konvention
die rumäniſchen Einfuhrzölle bereits gebunden ſind, eine
weitere Ermäßigung der Vertrags-Zollſätze, ſo für feine
Papier- und Pappwaaren, für gewiſſe feine Wollen- und
Baumwollenwaaren, Kautſchuk und Guttaperchawaaren c.
Die von deutſcher Seite zu gewährende Compenſation
beſteht in der Freigabe einzelner durch die beſtehende
Konvention bei der Einfuhr in Rumänien begünſtigter,
für die deutſche Ausfuhr dorthin aber wenig in Betracht
kommender Artikel, wie Getreide, Mehl, Petroleum, Bau
holz, Talg, Wachs c. ſowie in Bewilligung einer mäßigen
Erhöhung einzelner in der beſtehenden Konvention gebun-
dener rumäniſcher Einfuhrzölle. Das neue Abkommen
ſoll 3 Wochen nach der Ratifikation in Kraft treten.

Wie die „Neue Preuß. Ztg.“ vernimmt, hat der
Abg. Frhr. v. Franckenſtein den Reichskanzler Fürſten
Bismarck um eine Unterredung gebeten.

Die „Köln. Ztg.“ läßt ſich aus Berlin unter dem
l 9. März ſchreiben, Fürſt Bismarck habe mit den



Führern der „nationalen“ Parteien eingehende Beſprech-

W über die „Steuerreform“ gepflogen. Das
geſtrige parlamentariſche Diner bei dem Fürſten ſoll
beſtimmt geweſen ſein, dieſe Beſprechungen weiterzuführen,
und es erklärt ſich daraus die Exkluſivität, die bei den
Einladungen beobachtet iſt.

Die zuerſt von der Straßburger Poſt gerüchtweiſe
gebrachte Nachricht von dem beabſichtigten Rücktritt des
Staatsſekretärs von Hofmann hat ſich beſtätigt: Herr
von hat vorgeſtern dem kaiſerlichen Statthalter
ſein Entlaſſungsgeſuch übergeben, und iſt daſſelbe an Se.
Majeſtät den Kaiſer weitergegangen. Herr von Hof-
mann wollte aus Rückſichten für ſeine urch r eumatiſche
und gichtiſche Affektionen ſchwer geſchädigte Geſundheit
ſchon im vorigen Jahre dieſen Schritt thun. Die bittere
Erfahrung, daß ſein dem Lande und deſſen Bevölkerung
ſeit faſt neun Jahren entgegengebrachtes Wohlwollen und
ſeine unermüdliche Fürſorge für eine gedeihliche Entwick-
lung der Verhältniſſe mit wenig Dank erwidert wurden,
hat damalige Abſicht jetzt zum feſten Entſchluß
gereift.

Die Miſſion des Herrn von Leſſeps. Der
„B. C.“ erhält von einer Unterredung Mittheilung, die
ein Freund jenes Blattes mit Herrn von Leſſeps gehabt
hat. Der Erbauer des Suez Kanals äußerte ſich mit
ganz beſonderer Befriedigung über den Empfang, den er
in Berlin bei Hofe gefunden, namentlich über die Huld,
die ihm die Kaiſerin erwieſen. Herr von Leſſeps iſt für
heute bei den kronprinzlichen Herrſchaften zum Frühſtück
eladen und wird Nachmittags den Reichskanzler Fürſt
ismarck beſuchen. Sein Aufenthalt in Berlin hat mit

den geſchäftlichen Transactionen wegen des Panama-
Canals nichts zu thun. Herr von Leſſeps wird ſich vonhier aus nach Amerika begeben und dann erſt nach ſeiner

Rückkehr nach Europa die Ordnung der finanziellen An
gelegenheiten des Panama Canalbaues in Angriff nehmen,
wobei ein Appell an den deutſchen Geldmarkt nicht aus-
er Die Arbeiten am Panama Canal nehmen

eſten Fortgang. Das Werk wird ſchneller als je zuvor
efördert, da neue Einrichtungen auch die Nachtarbeit geatten Ueber den Zweck ſeines Berliner Beſuchs ließ

ſich Herr von Leſſeps dahin aus, daß derſelbe lediglich
auf die Befeſtigung der freundlichen Beziehungen zwiſchen
den beiden Nachbarreichen gerrichtet ſei. Er gab der Zu-
verſicht Ausdruck, daß dieſer Zweck, was Deutſchland an-
gebe eben ſo erfüllt werden würde, wie er in Frankreich

ereits erreicht iſt.
Deutſche Speiſekarten bei Hofe. Nachdem vor

Kurzem der Prinz-Regent von Bayern angeordnet, daß
die Speiſezettel zu den königlichen Hoftafeln nicht mehr
in franzöſiſcher, ſondern in deutſcher Sprache und deutſcher
Bezeichnung der Speiſen abzufaſſen ſeien, hat auch Jhre Maj.
die Königin- Mutter eine gleiche Verfügung getroffen. Es
wäre zu wünſchen, daß die anderen deutſchen Höfe dieſem Bei-ſpiele ſolgen würden. Auch bei unſeren deutſchen Gaſtwirthen

dürfte ſich ſolch ein Vorgehen empfehlen.
Die Gemahlin des ruſſiſchen Botſchafters feierte vor

geſtern ihren Geburtstag. Jn der nachmittäglichen Theeſtunde
erſchien, laut Mittheilung der „Poſt“, im Salon der Gräfin der
Reichskanzler Fürſt Bismarck gratulirte auf das herzlichſte
und unterhielt ſich eine halbe Stunde lang mit den anweſenden
Damen. Dieſem Beſuch folgte eine Unterredung mit dem ruſſi-
ſchen Botſchafter.

Wie wir hören hat Kaiſer Alexander III. von
Rußland dem Grafen Herbert von Bismarck den
Weißen Adlerorden verliehen und iſt die hohe Ordens-
auszeichnung dem Staatsſekretär am geſtrigen Tage, dem
Geburtstage des ruſſiſchen Kaiſers, durch den Botſchafts-
rath Murawieff überreicht worden.

Ueber eine Modifikation der Kopp'ſchen
Anträge iſt unter den Mitgliedern der kirchenpolitiſchen
Commiſſion ein Einverſtändniß erzielt worden und hat
auch Cultusminiſter v. Goßler ſich zu der neuen Formu-
lirung der Anträge zuſtimmend geäußert. Jn unterrichte-
ten Kreiſen gilt nunmehr die Annahme des kirchenpoliti-
ſchen Geſetzes als geſichert.

Der zum Mitglied des Reichstags gewählte Probſt Dr.
v. Jazdzewski nimmt das Mandat nicht an. Es geſchieht
dies nicht etwa auf Weiſung des Erzbiſchofs Dinder. Die An
nahme eines Abgeordnetenmandats iſt der Geiſtlichkeit uur ſ.
3. durch den Erzbiſ,chof Ledochowski verboten wor-
er r zwar vermittelſt eines Rundſchreibens vom 18.

D.

OeſterreichUngarn. Dem öſterreichiſchen Abgeord-
netenhauſe iſt der Geſetzentwurfüberdie Deckung des aufOeſter-
reich fallenden Antheils an dem von den Delegationen bewillig-
ten Militärkredit von 52 Millionen zugegangen. Der An-theil Oeſterreichs beträgt 36015000 Fl., derſelbe ſoll durch Be

ebung fünſprozentiger Papierrente event. ſo lange dieſe
egebung nicht ſtattgefunden hat. im Wege der ſchwebenden

Schuld aufgebracht werden. Betreffs der Bankvorlage beſchloß
r n ;rorduetenhaus in die Spezialdebatte über dieſelbe ein-
zutreten.

Frankreich. Zur Melinitexploſion. Wie weitere
Nachrichten aus Belfort melden, iſt die daſelbſt ſtattgehabte
Exploſion in Folge der Ueberhitzung des zur Füllung eines
Geſchoſſes verwendeten Melinits entſtanden.

Die enorme Majorität für den Zoll von fünf
Franks auf eingeführte Cerealien ruft ſelbſt bei
den hoffnungsreichſten Schutzzöllnern Erſtaunen hervor.

T Die Polizei begann geſtern bei den Rennen zu Auteuil
jede Aufſtellung von Buchmachern zu verhindern. Man will
jede Jnduſtrie unterdrücken! Die Maßregel wird ſehr getadelt,
weil ſie das Ende der Rennen bedeutet. die nichts weiter als
ein Glücksſpiel geworden ſind, und den ganz kleinen Handel,
welcher davon lebt, vernichten würde.

Großbritannien. Das „Reuterſche Bureau hört gerücht
weiſe, im Kabinet beſtänden Meinungsverſchiedenheiten
eig des für Jrland zu erlaſſenden neuen Agrargeſetzes,
deſſen Beſtimmungen angeblich den Anſchauungen Goſchen's
nicht entſprechen ſollen.

Jtalien. „Opinione“ hebt wiederholt hervor, daß
das Einvernehmen Jtaliens mit Deutſchland
und OeſterreichUngarn keinerlei aggreſſiven Charak-
ter gegen irgend einen anderen Staat involvire.

Die Abſtimmung über die von Criſpi beantragte
Tagesordnung. in weicher die Haltung der Miniſter in der
etzten Kriſis als den parlamentariſchen Gebräuchen zuwider-
laufend getadelt wird, dürfte erſt Sonnabend ſtattfinden.

Buigarien. „Wenn anfänglich ein gewiſſer Grund
u der Befürchtung vorliegen mochte, daß Rußland den
reigniſſen in Bulgarien gegenüber aus ſeiner Zu

rückhaltung heraustreten würde, ſo befeſtigt ſich jetzt“,
wie offiziös geſchrieben wird, „doch mehr und mehr die
Anſicht, es ſei ruſſiſcherſeits in der That beabſichtigt, die
Ereigniſſe ihren Gang nehmen zu laſſen, ohne dafür
größeres Jntereſſe an den Tag zu legen, als ihnen von
den anderen Großmächten entgegen gebracht wird. Bei

alledem dürfte der Schluß, als ob Rußland ſich nun
gänzlich an den bulzariſchen Dingen desintereſſire, ein
recht gewagter ſein; andererſeits jedoch entbehren, ſoviel
wir erfahren, die Nachrichten, daß von ruſſiſcher Seite
Schr tte gethan wären behuſs Zuſammenberufung einer
europäiſchen Konferenz, auge blicklich noch der that-
ſächlichen Begründung, wennſchon es ſehr wohl denkbar
erſcheint, daß Fühler nach dieſer Richtung hin in der
üblichen vorſichtigen, Niemanden kompromittirenden Weiſe
ausgeſtreckt worden ſein könnten.“

Die nationalliberale Partei' und ihre
Zukunft.

Mit dem glücklich erkämofien Ergebniß der Neuwahlen tritt
der Reichstag, wie man hoffen darf, wieder in ein Stadium ein,
welches im Weſentlichen der Periode von 1867 bis 1877 ent
ſprechen wird. Das Bezeichnende für jene Zeit war, daß neben
den konſervativen Parteien die nationalliberale Partei bei den
Berathungen und Beſchlüſſen des Reichstages den Ausſchlag
gab. Sie wird jetzt vorausſichtlich dieſe Stellung wieder ein
nehmen durch die Zahl ihrer Mitglieder wie durch das Anſehen
ihrer Führer. Bei dieſer Sachlage wird für die Weiterentwicklung
unſrer Zuſtände das Verhalten der nationalliberalen Partei
von größter Bedeutung werden. Es liegt nahe. die Gegenwart
zu vergleichen mit der Vergangenheit, und die Frage zu ſtellen,
welche Umſtände mag man ſie nun Fehler oder Mißgeſchicke
nennen, es geweſen ſind welche zu dem zeitweiligen Darnieder-
liegen der Partei geführt haben.

Vergleichen wir die heutige Stellung der Partei mit der
frühern, ſo kann man ſagen, daß ihre Stellung in gewiſſen Be
ziehungen leichter, in andern aber auch ſchwieriger geworden iſt.

Leichter iſt die Stellung der heutigen Nationalliberalen,
weil, wie man annehmen darf, die in ihr enthaltenen Elemente
weit mehr als früher zuſammenſtimmen. Schon lange vor den
Zerklüftungen, welche in den Jahren 1878 und 1879 zu Tage
traten, war es innerhalb der Partei ſelbſt klar, daß ſie aus
wei verſchiednen Elementen beſtand. die man ſpäter mit den

Namen des linken und des rechten Flügels zu bezeichnen pflegte.
Jn dem linken Flügel waren zwei Eigenſchaften vertreten, welche
die Wirkſamkeit der Partei gefährdeten und ſchließlich für deren
Beſtand verhängnißvoll wurden. Zunächſt war dies ein gewiſſer
Jdealismus, welcher auf Einhaltung des einmal beſtehenden
liberalen Programms den größten Werth legte. Es war dies
ein Erbtheil des Liberalismus früherer Zeit. Als Hauptver-
treter dieſer Richtung konnte der Abgeoronete Lasker gelten.
Die zweite jener Eigenſchaften aber war ein perſönlicher Ehr

eiz, welcher in dem Maße des Einfluſſes, den die Partei übte,
eine ausreichende Befriedigung fand. Lange Zeit war dieſe

Richtung nur latent. Sie würde frei, als zu Anfang des Jahres
1878 der Eintritt Bennigſens in das Miniſterium in Ausſicht
geſtellt war. Von da an hat ſie fortgewirkt und, wie wir
glauben, weſentlich zu der Sprengung der Partei beigetragen.
Oder wie ſollen wir es ſonſt erklären, daß begabte Männer
heute unter der Führung Richters völlig im Gegenſatze zu dem
plädiren, was ſie noch vor ſieben oder acht Jahren unter der
Führung Bennigſens plädirt haben? Aber auch ſchon vor 1878
waren dieſe Elemente der Partei auf das Geſammtverhalten
derſelben keineswegs ohne Einfluß. Namentlich nahm der Ab-
geordnete Lasker lange Zeit eine faſt herrſchende Stellung ein.
Auch Herr von Bennigſen, welcher nach außen als das Haupt
der Partei galt und ohne Zweifel dem rechten Flügel angehörte,
entzog ſich nicht ganz dieſem Einfluß und vermied es, gegen die
Beſtrebungen des linken Flügels mit Entſchiedenheit aufzutreten.
Er mochte dabei von dem gewit berechtigten Wunſche geleitetwerden, die Partei möglichſt gihmnenzehallen zumal da auf
dem linken Flügel vorzügliche Redekräfte vorhanden waren.

Die hier geſchilderten Schwierigkeiten werden nun heute in
der Partei weit weniger beſtehen. Durch die Lostrennung der
Sezeſſioniſten iſt die Partei in ſich ſelbſt gleichartiger geworden,
und die Führer werden ſich durch ungleiche Elemente weniger
zu Schwankungen hingezogen fühlen. Freilich hat die Partei
durch jene Trennung eine Anzahl hervorragender Redner ver
loren, die ihr bisher kaum erſetzt worden ſind. Schließlich hängt
aber die Bedeutung einer Partei doch nicht davon ab, ob etwas
wen oder minder glänzende Reden aus ihrer Peitte gehalten
werden.

Schwieriger aber iſt die Stellung der Partei dadurch ge
worden, daß den heftigen Angriffen gegenüber, die ſie von linker
Seite erfahren hat, es für ſie ſchwer geworden iſt, ihre Un
befangenheit ganz zu bewahren. Man hat ihr „Verrath an der
liberalen Sache vorgeworfen und ſie mit der Schmähung, „daß
ſie gar keine liberale Partei mehr ſei“, heimgeſucht. Ließe ſich
dadurch die Partei verleiten nun doch zeigen zu wollen, daß ſie
„vor allem eine liberale Partei“ ſei, ſo fürchten wir, daß ſich
Fehler ähnlicher Art einſtellen könnten, wie ſie früher vor-
gekommen ſind. Der Gegenſatz von liberal und konſervativ hat
in unſern heutigen Verhältniſſen ſeine entſcheidende Bedeutung
verloren. Faſt alles, was vor einem Vierteljahrhundert die
Liberalen auf ihr Programm geſchrieben hatten, iſt inzwiſchen
erreicht worden. Was davon nicht erreicht worden iſt, iſt jeden
falls von der Art, daß man ſich wohl fragen darf, ob es
wirklich erſtrebenswerth ſei. Die Fragen, die heute an uns
herantreten, haben in der Regel mit der Frage, ob liberal oder
konſervativ, nichts zu thun. Sie liegen auf ganz andern Ge-
bieten der Staatsweisheit. Und nichts iſt beklagenswerther,
als wenn Parteien, weil ſie „liberal“ ſein wollen, ſolche Fra-
gen e einer vermeintlich liberalen Schablone behandeln.
Als im Jahre 1878 zuerſt das Sozialiſtengeſetz auftrat, wurde
es von liberaler Seite mit dem Satze bekämpft, „es dürfe nur
auf dem Wege des gemeinen Rechtes gegen die Sozialdemo-
kratie vorgeſchritten werden Dieſer Satz (den, wenn wir nicht
irren, zuerſt Lasker aufgeſtellt hatte) gründete ſich auf die Schluß-
folgerung: „Ausnahmegeſetze ſind im liberalen Staate unzuläſſig.
Das Sozialiſtengeſetz iſt ein Ausnahmegeſetz. Folglich!“ Wer
möchte wohl heute noch jenen Satz aufrecht erhalten? Sieht
man nicht ein, daß gerade durch die Beſchränkung jenes Ge
ſetzes auf die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial-
demokratie die bürgerliche Freiheit im allgemeinen weit mehr
gewahrt worden iſt, als wenn man mit „gemeinrechtlichen“ Ge
ſetzen vorgeſchritten wäre? Als im Jahre 1879 die Frage we-
gen Erweiterung der Schutzzölle ag den Reichstag herantrat,
glaubten viele Liberale, den Freihandel als ein unantaſtbares
Kleinod ihres Liberalismus vertheidigen zu müſſen. Was aber
hat, verſtändig betrachtet, Freihandel oder Schutzzoll mit Libe-
ralismus oder Nicht- Liberalismus zu thun Als die Frage der
Unfallverſicherung auftrat, fanden viele Liberale vom Stand
punkte ihres liberalen P.inzips aus es unerträglich, daß der
Stagt hier in die Freiheit des wirthſchaftlichen Verkehrs ein-
greifen wolle. Nur durch Ausdehnung des Haftpflichtgeſetzes,
alſo auf dem Wege unendlicher Prozeſſe, und mit Erhaltung
der Privatverſicherungen dürfe den Arbeitern geholfen werden.
War das wirklich liberal? Und iſt es illiberal. wenn der
Staat ſich der bedrängten Klaſſen unſerer Bevölkerung an
nimmt und ihnen durch unmittelbares Eingreifen zu helfen
ſucht? Oefters freilich ſind dieſe „liberalen Grundſäge“ nichts
anderes, als geheime Begünſf gewiſſer Geſellſchafts
klaſſen, welche die liberalen Parteien vorzugsweiſe als die
ihrigen betrachten.

Wir wünſchen aufrichtig, daß die nationalliberale Parteilden
liberalen Gedanken ſeiner wahren Bedeutung nach im Reichs
tage vertrete und hochhalte; gerade ſo, wie wir es anderſeits
auch für nützlich halten, daß der konſervative Gedanke von
andern Parteien im Reichstage vertreten ſei. Nur aus einer
verſtändigen rn beiden kann das Wo l des
Staates heryorgeh n. Lebhaft aber wünſchen wir auch. daß
die nationalliberale Partei, unbeirrt durch die Schmähungen,
die ihr vielleicht deshalb zu Theil werden, den Fehler eines
ſchablonenhaft en Liberalismus, von welchem ihre die Ver-
s nicht ganz freizuſprechen iſt, bei ihrer Wiedererſtehung
vermeide.

Heer und Marine.
Oberſt am Ende,, Commandeur des 97. Regiments,

iſt, wie uns aus Caſſel telegraphirt wird, zum General-

major und Commandeur der 37. Brigade (Oldenburg) ernannt
worden.

Das Braunſchweigiſche Jnfanterie-Regimen
Nr. 92 wird am 25. d Mts in aller Frühe Metz mittelſt Extre-
zuges verlaſſen und am 26., Vormittags 10 Uhr, in Braun
ſchweig ſeinen Einzug halten. Es werden große Empfangsfeier-
lichkeiten vorbereitet.

Briefe und Sendungen für das Schulgeſchwe-
der, beſtehend aus S M Kreujerfregatten „Stein“ (Geſchwo-

und Commodore von Kall), „Moltke
Mi

ab und bis 26 d. Mis nach Southampton (England)
Poſt aus Berlin am 26. d. Mts. Abends 9 Uhr 22 Minne

nach

Kiel nagGeneralmajor Dorndorf, Commandeur der 1 Jnf.
Brigade, hat, der „Königsb. Hart, Ztg. zufolge, den erbetenen
Abſchied erhalten. An ſeiner Stelle iſt der bisherige Chef de
Generalſtabs des 1. Armeekorps Oberſt von Bartenwerffer
befördert und zum Nachfolger des letzteren Oberſtlieutenant
von Stülpnagel, Director der Kriegsſchule in Po Sdam, er
nannt worden.

Kolonien und Reiſen.
Nachdem die Deutſch-weſtafrikaniſche Kompagnie

ihre erſte Handelsexpedition nach Südweſtafrika abgeſchickt hat,
bereitet ſie, wie uns berichtet wird. gegenwärtig eine zweite
größere vor. Sie beabſichtigt im April oder Mai ein eigenes
Handelsſchiff,. über deſſen Erwerb die Geſellſchaft gegen
wärtig verhandelt, mit Waaren nach verſchiedene Punkten der
Weſtküſte zu ſenden. Dort ſollen Faktoreien und Speicheran-
lagen aufgeſchlagen werden, um deutſche Fabrikate daſelbſt zu
ſtapeln und ſie gegen Naturprodukte ein utauſchen. Die Deutſch
weſtafrikaniſche Compagnie hat das Prinzip aufgewellt, aus
ſchließlich deutſche Fabrikate abzuſetzen. Weitere größere Unter-
nehmungen werden geplant, die dazu dienen ſollen, die deut-
ſchen Colonien in Weſtafrika für den Abſatz deutſcher Jnduſtrie-
produkte dienſtbar zu machen und die deutſche Cultur in dieſe
Länder zu tragen.

Kirche und Miſſion
Wenn auch in Berlin paſſirt, iſt das Folgende doch der

Beherzigung an allen Orten werth Faſt aller Orten giebt
es ja Vergnügungsvereine und Klubs oft ganz eigener Art. Es
beſtehen in Berlin 117 Pfeifenklubs und viele derſelben be
ſitzen ſogar Fahnen und Banner. Mitte vorigen Monats wurde
nun auf dem Eliſabeth-Kirchhofe ein Lackirer beerdigt, welcher
dem Pfeifenklub Weiße Wolfe“ angehört hat. Um deswillen
hatte ſich eine Schaar Rauchklubmitglieder mit 12 Klubfahnen
dem Leichenzuge angeſchloſſen und am Grabe aufgeſtellt. Da
leuchteten die bunten Fahnen auf denen Namen fanden wie:
„Humor“, „Weiße Wolke“, „Blaue Wolke“, „Qualmtute“, „Zur
Kornblume“, „Lange Piepe“, „Edelweiß“, „Ulk“, „Aus Jeck,
„Osdorf“ „Schmokes Werke“, „Atmoſphäre“ Sultan
„Luſtige Brüder“, „Rauchbrüder“, „Zeus“, „Berliner Kanaſter',
„Fidele Geiſter“. Und ſolche Fahnen, ganz vortrefflich in jedenEarnevalszug oder zu ſonſtigen Freudenfeſte paſſend ſollten
angeſichts der Majeſtät des Todes, dem tiefen Schmerze der in
Thränen daſtehenden Wittwe nnd Hinterlaſſenen et über
dem offenen Grabe geſchwenkt werden gans ebenſo als wenn
dieſe Fahnen Symbole wären, gleichwerthig denen der Krieger
der Künſtler, der ſchaffenden und belebenden Jnduſtrie. Da
konnte der am Grabe amtirende Paſtor nicht dulden, Nachdem
er die Trauerrede gehalten. wandte er ſich direkt an die Banner
träger, die ihre Banner dicht an der Grabesöffnung aufgepflanzt
hatten, und machte in ernſten, aber nicht unfreundlichen Worten
auf das ganz Unpaſſende ihres Gebahrens aufmerkſam. Sie
traten auch zurück, aber Grimm im Herzen und auf den Ge
ſichtern. Wie der Geſſtliche erſt ſpäter durch ſeinen Kutſcher er
fuhr waren die Pfeifenklubler vor dem Kirchhof in wüthendſter
Aufregung gegen ihn geweſen, und es war ihm ſogar mit Ste
nigung gedroht worden, weshalb der Kutſcher auch ſofort einen
anderen als den üblichen Weg einſchlug und ſo ſchnell als mög
lich fuhr. So verfolgte den Paſtor nur ein wüſtes Geheul!
Selbſt die Tante Voß ſagt zu dem Vorgange: „Als Paſtor
Witte den Entſchluß faßte, den „Leidtragenden“ die Meinung
zu ſagen, hat er ſich um die Hebung der Geſittung wohlverdien
gemacht. Er hit es verhütet, daß künftig etwa der Vereh
„Räuber“ mit Daumenſchrauben oder der Verein „Strolch“ mit
ſeinen Ziegenhainern auf ähnliche Weiſe einem heimgegangene
Mitſtrolche die letzte Ehre erweiſen wollen. Man wird es ſig
hoffentlich ernſtlich überlegen, ob der Karneval und die Magske
rade nicht da aufzuhören haben, wo der Ernſt an den Menſchen
herantritt So wenig wie in die Kirche gehören die Auswüchſe
des geſellſchaftlichen Lebens auf den Kirchhof. Man darf hoffen
daß die Belehrung, wie ſie den Pfeifenbrüdern zu Theil wurde,
genügen wird, um die Wiederholung ſolcher Szenen fortan un
möglich zu machen.

Das k. Konſiſtorium der Provinz Poſen ha
nach einem den Superintendenten und Superintendenturver-
weſern zugegangenen Erlaſſe vom 25. v. M. für die diesjährigen
Diözeſankonvente folgendes Thema geſtellt: „Es ſoll nach

ewieſen werden wie die rechte Anwendung der bibliſchen
Lehre von der Wiedergeburt die Lebenskraft der evangeliſchen
Kirche zu erhöhen und am nachhaltigſten ebenſo der römiſchen
wie d ektireriſches Propaganda zu wehren, ge
eignet iſt.“

vune, den 12. März
(Der Abdruck unſerer Lokal nachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.)
Tagesordnung für die Sitzung der Stadt

verordneten -Verſammlung. Montag, den 14
März, Nachmittags 4 Uhr. Oeffentliche Sitzung
1) Feſtſtellung des Etats der Gottesacker-Verwaltung pro
1887/88; 2) Ettheilung des Zuſchlags zum Pachtgebott
für den Sand- und eignet Nr. 5. in den
Pulverweiden; 3) Ertheilung der Decharge über die
Rechnung der Elementarſchulen pro 1883/84; 4) 6
nehmigung eines Nachtrags zum Statut der Sparkaſſe
5) Einſtellung des Betriebes der Kanal- Reinigungs An
ſtalt und Löſung des Vertrages mit der Firma Mülle
u. Co. in Schönebeck; 6) Erſetzung des Schlackenſtein
pflaſters auf Trottoirübergängen Privater durch Sand
ſteinpflaſter; 7) Vergebung der Centvralheizung für di
neu zu erbauende Bürgerſchule an der Oleariusſtraße
8) Bericht der Kommiſſion zur Berathung der wegen Ei
ziehung von Bürgerrechtsgeld erhobenen Reklamationen
9) er trng der Mittel zur Einrichtung eines bei etn
eintretenden Epidemien zu benutzenden Lazareths.
Geſchloſſene Sitzung: 10) Anſtellung eines BüreaAſſiſtenten bei der Waſerwerts Verwaünng; 11) An
ſtellung eines Büreau Aſſiſtenten bei der Armen Ver
waltung.

Univerſitäten und Hochſchulen.
Berlin. Aus dem Wettbewerb um das Preislie)

das am Kommers zur Feier des 90. Geburtstages de
Kaiſers gen e werden ſoll. iſt Herr stud. thool Johann
Przygode als Sieger hervorgegangen. Eingelaufen waren
Ganzen 92 Lieder. Der Dichter des Preisliedes iſt der So
des bekannten Predigers an Sankt Jakobi. Przygode, und
hört dem ſtudentiſchen Verein ehemaliger Lujſenſtädter a
Geſungen wird das Lied nach der Melodie: „Wo Muth u
Kraft in deutſchen Seelen flammen“. Die Bethei igung an d
Konkurrenz war namentlich ſeitens der ſüddeutſchen Univer

zten eittäten

Frankrmächti

Aus



iagnie
chickt hat,

zweite
eigenes

t, gegen
kten der

deicheran
aſelbſt zu

e Deutſch

llt. aus
re Unter
die deut-

Induſtrie
in dieſe

e doch der
ten giebt
Art. Es
ſelben be
ats wurde

welcher
deswillen

lubfahnen

ſtellt. Da
nden wie:

ite „Zur
lus Jeck',
„Sultan',
Kanaſter',
h in jeden

ſollten
rze der in
ktvoll über

als wenn
er Krieger
trie. Das

Nachden
ie Banner-
ufgepflanzt

en Worten
kſam. Sie
f den Ge
utſcher er
üthendſter

mit Stei
ofort einen

als mög
Beheul!
Als Paſtor

Meinung
)hlverdient
der Verein
trolch“ mit

jegangenen
ird es ſich
ie Magske
Menſchen

Auswüchſe
arf hoffen
eil wurde,
fortan un-

oſen ha
denturver
esjährigen
ſoll nach
bibliſchen

angeliſchen
römiſchen

ren ge

ur mit
t.)

Stadt
den 14

Sitzung
tung pro
chtgebote

in den
iber die
4) 6

parkaſſe
ings- An

Müller
kenſteiv

h San
für di

ſtraße
gen Ei
ationen

bei etn

zen eine ſehr lebhafte. Das Lied beginnt mit den Worten:t deutſches Volk, laß hell die Glocken klingen von Thurm
z Thurm im weiten Vaterland u. ſ. w.

Bonn. Der bisherige ordentliche Profeſſor Dr. Hubert
udwig in Gießen iſt zum ordentlichen Profeſſor in der philo-

ſophiſchen Fakultät der Univerſität zu Bonn ernannt worden.
München. Prof. Winkel in München ſchreibt der

Allg. Ztg. daß er keinen Ruf nach Berlin erhalten habe, alſo
keinen habe ablehnen können.auch

reuth erhielt den erſten e t
München und den zweiten Preis Architekt Bruno Schmitz

Aus der Provin; Sachſen und ihrer Umgebung
Der Abdruck unſerer Original Gorreſpondenzen ift nur mit

Quelleunangabe geſtatte

u. Schönebeck, 11. März. (Allerhöchſte Geburts
tagsfeier. Beſtrafung. r ä Kohlenpreiſe.) ZurFeier des allerhöchſten Geburtstages Sr. Majeſtät des Kaiſers
werden hier wie in vielen Orten des deutſchen Reiches die um-
Faſſendſten Vorbereitungen getroffen. Die Vorſtände von
Vereinen und Körperſchaften ſind bereits eingeladen, um über
einen am Vorabend des Geburtstages zu veranſtaltenden Feſtzug mit Fackelbegleitung das Erſorderuche zu beſprechen.

Daß am Geburtstage ſelbſt ein Feſtgottesdienſt ſtattfindet
und auch in den einzelnen Schulklaſſen auf die hohe Be
deutung des denkwürdigen Tages hingewieſen wird, iſt ja ſelbſt
verſtändlich, auch daß die üblichen Feſteſſen nicht fehlen. Am
Abend werden die kommunalen Gebäude feſtlich er leuchtet
und iſt mit Sicherheit darauf zu rechnen, daß auch die Privat
gebäude hierin nicht zurückbleiben. Kurz, der hochfeſtliche Tag
oll gefeiert werden, wie er es verdient. Jn der letzten

Schöffengerichtsſitzung zu Gr.-Salze wurde ein in der Straf-
arbeits- Anſtalt „Burg Schadeleben“ ſich aufhaltender Zwangs
arbeiter wegen Beleidigung eines Aufſehers zu 3 Wochen Ge-
Fängniß verurtheilt und, da er ſich bei der Urtheilsverkündigung
ungebührlich benahm, auch noch zu l Tag Haftſtrafe. Der
„Verein für wiſſenſchaftliche Unterhaltung“ wird in ſeiner
Sitzung am kommenden Montage einen Vortrag von dem
Privatdozenten Herrn Dr. Baumert aus Halle a/S. über das
Thema „Ueber die Verfälſchung von Nahrungsmitteln“ ent
gegennehmen. Wie die Eröffnung der Schifffahrt auf die
Kohlenpreiſe einwirkt, kann man daraus erſehen, daß heute
ſchon die „Wiklitzer Stückkohlen“ zu 45 43 pro Centner ange
boten werden.

s Staßfurt, 11. März. Kirchliches.) Die vor einigen
Wochen ſeitens des Gemeinde-Kirchenraths zu St. Petri erlaſſene
Bekanntmachung über die kirchliche Einſegnung der ſtandesamt-
üch geſchloſſenen Ehen hat in der Gemeinde die Wirkung nicht
verfehlt, An den Freitag-Abenden, wo im Burkertſchen Saale
Wochengottesdienſt ſtattfindet, erſcheinen regelmäßig mehrere
Ehepaare, um ſich kirchlich einſegnen zu laſſen. Die Herren
Geiſtlichen vollziehen dieſe Amtshandlungen mit Freudigkeit und

ebührenfrei. An einem Abende erſchienen 8 Ehepaare. Jn
Folge dieſer Einrichtung ſind in der St. PetriParochie dies
Jahr ſchon faſt 50 kirchliche Trauungen (incl. der Neuvermählten)
vorgekommen. Jn Bezug auf den Neubau der St. Petri-
kirche wird uns mitgetheilt, daß von Berlin die Genehmigung
zum Bau der Kirche auf dem Platze der abgebrochenen Kirche
ertheilt iſt, aber unter der Bedingung, daß alle Fundamentirungs-
bauten in Cement ausgeführt werden müſſen. Es verlautket,
daß die vor 2 Monaten hier anweſende Commiſſion zur Unter
ſuchung des Baugrundes an einigen Gebäuden der Nachbarſchaft
Riſſe bemerkt habe, die vielleicht durch die Erdbewegungen ent-
ſtanden ſind. Die ſchon e n Bauſumme wird durch
dieſe Bedingung allerdings eine bedeutende Erhöhung erfahren.

Was die St. Johanniskirche aulangt, ſo wurde vor einigen
Tagen von einem ſachverſtändigen Herrn, welcher der Bau
commiſſion angehört, mitgetheilt, daß die Senkungen und Be
ſchädigungen in der St. Johanniskirche noch keineswegs ſich be
ruhigen, beſonders ſei die Apſis (Altaranbau) bedeutend bau-
fälliger geworden. An eine Jnangriffnahme des Reparatur
baues in dieſem Frühjahr ſei nicht zu denken. Die Apſis ſelbſt
müſſe vollſtändig abgebrochen werden. Es ſind das traurige
Ausſichten für die r Nach längerer Pauſehatten wir heute Morgen 7 Uhr wieder einen Krach, der am
ſtärkſten in der Bahnhofſtraße zu ſpüren war.

Bis zum 31. Dezember vorigen Jahres ſind im
Königreich Sachſen 1052 Jnnungen neubegrün-
det bez. reorganiſirt worden, wovon 101 auf den Regie
rungsbezirk Bautzen, 250 auf den Regierungsbezirk geipagund 433 auf den Regierungsbezirk Zwickau ekiſallen, n

der Umgeſtaltung ihrer Verfaſſung ſind zu dieſem Zeit-
punkte noch 154 Jnnungen begriffen geweſen. Dieſe Um-
geſtaltung hatten noch nicht in Angriff genommen im
Ganzen 164 Jnnungen, und zwar 15 im Regierungsbezirke
Bautzen, 19 im Regierungsbezirke Dresden, 37 im Re

gierungsbezirke Leipzig, 93 im Regierungsbezirke Zwickau.
ie überwiegende Mehrzahl dieſer 164 Jnnungen hat ihre

Auflöſung entweder bereits beſchloſſen oder eine Jnnungs-
thätigkeit ſeit Jahren nicht mehr ausgeübt. Als Zeit-
punkt der Schließung derſelben iſt von dem königlichen
Miniſterium des Jnnern auf Grund von Artikel 3 des
Reichsgeſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbe-
ordnung vom 18. Juli 1881, nunmehr der 31. Dezember
d. J. feſtgeſetzt worden.

Perſonalien.
Der Regierungs Aſſeſſor Koenig iſt der Königlichen

Regierung zu Breslau überwieſen worden.
Die Wahl des Oberlehrers Prof. Or. Hermann Menge

am Gymnaſium in Sangerhanſen zum Direktor dieſer
Anſtalt hat die Allerhöchſte Beſtätigung erhalten.

Halleſcher Zuckerbericht.
Halle a!S., 11. März 1887.

RNohzucker. Das dieswöchentliche Geſchäft war durchweg
ein ſehr lebhaftes, da ſowohl Exporteure wie Raffinerien recht
gute Kaufluſt bekundeten, ſodaß das reichlich auftretende Ange-
bot zu 0,60 0,60 höheren Preiſen ſchlanke Aufnahme fand.
Jn den letzten Tagen griff eine ruhigere Auffaſſung Platz und
ging ein kleiner Theil der Avance wieder verloren. mſatz
68,50 Sack.

Raffinirter Zucker. Die Nachfrage war in der verfloſſenen
Woche eine etwas regere als ſeither und konnten für bevorzugte
Marken bis (,50 höhere Forderungen durchgeſetzt werden.

Heutige Notirungen.
Rohzucker per 100 Kilo excl. Faß je nach Farbe und Korn

KryſtallZucker J. 96 Polarx. Korn-Zucker 96 Polarx.
39,40-—39,80 do. 95 Polar. do. 949 Polar.

Rendement 88 Polar. 37,60-88.00. Nachpro-dukte 75* Rendement 3300 33 20

Raffinirter Zucker für 100 Kilo bei Poſten aus erſter Hand
Raffinade ff. do. f. 51.50 Melis ff. 51,00 -4

o. f. Würfelzucker l. 58. 0-—59.00 -4. Patent Würfel 53,50
-64,650 Gem. Raffinade l. 49,90--50,00 .4. do. do. U.
do. do. Melis I. 46,60 do. do. II. Melaſſe zur Ent
zuckerung 7,00—-7,60 do. für Brennereien

Halle 10. März. (Mehl Börſen Verein). (für 100 kg)Waipenzneht 00 24,50—25,00. do. O 22,50--23,00. Roggen-
mehl 0 20,00. do. 0/1 19.00. Futtermehl -4
13,00. Roggenkleie 10,50. Weizenkleie fein 9.00. Weizen
ſchaalen 8,50. Haidemehl 32,50.

Induſtrie und Handel.
Der in der ſeren Sitzung des Verwaltungeraths

vorgelegte Jahresabſchluß der Berliner Handels-Geſell-
chaft weiſt einen Brutto-Gewinn von 5333 361. 10 auf,

wovon 1362 436, 65 auf Zinſen, 306 810, 50 t auf
Wechſel und Sorten, 4 1248 178. 90 à auſ Proviſionen,

481 039, 85 auf Effekten und 1 906830, 75 auf Kon
ſortialgeſchäfte entfallen. Nach Abzug der geſammten Verwal-
tungsſpeien und Steuern ſtellt ſich der Gewinn auf 4 4696149.
35 Auf Antrag der Geſchäftsinhaber beſchloß der Verwal
tungsrath, hiervon den Betrag von einer Million -4 als Cours-
reſerve zu Gunſten des Effekten- und Konſortial-Kontos abzu
ſetzen und der Generalverſammlung die Vertheilung einer
Jahresdividende von 9 pCt. auf das Kommanditkapital von
30 Millionen vorzuſchlagen; ferner ſoll der ſtatutenmäßig
neu zu kreirende Dividenden Reſervefonds mit dem Betrage
von 249615 dotirt und der nach Abzug der Tantiemen ver
bleibende Reſt von 21936 .4 5 45 auf neue Rechnung vorgetragen
werden. Ohne Berückſichtigung der diesjährigen Rücklagen
ſteht die allgemeine Reſerve mit 4500 000 .4 und die Spezial
Reſerve mit 1139 758 45 zu Buche. Die Bilanz per
Ende 1886 ſtellt ſich wie folgt: Aktiva: Kaſſa-Konto 4420353,
Konto eigener Effekten 2800 519, Konto reportirter Effekten

24349864, Wechſ l-Konto 15646 375, Hypotheken Konto
207 453, Grundſtück-Konto 162 480, Haus Franzöſiſcheſtr 42
750 000, Konſortial -Konto 3627 924, Debitoren Konto
37 951 835 (wovon ca. 26 Millionen gedeckte und ca. 5

Millionen Guthaben bei Bankfirmen). Paſſiva: Kommandit-
Kapital 30000 000, Accepten-Konto 8532466, wovon ca.
6 Millionen gegen Guthaben und Unterlagen), Kreditoren

41 045 809 (wovon ca, 21 Millionen auf feſte Termine).
Spezial-Reſerve-Konto 1 139 758, Allgemeine ReſerveKonto

4500 000, Gewinn und Verluſt-Konto 4& 4696 149. Die
Gewinne aus der Emiſſion der St. Paul Minnegpolis und
Manitoba und der St Louis und S. Francisco Eiſenbahnpri-
oritäten, ferner aus der Realiſirung der Wiener Unionbank-
Akrien, ſowie aus den Konvertirungsgeſchäften der oſtpreußiſchen,
pommerſchen, ſächſiſchen und hannöverſchen landſchaftlichen
Pfandbriefe ſind in die Bilanz nicht eingerechnet, ſondern für
das laufende Jahr zurückßgeſtellt.

Nach Abſchreibung von 50490 .4 verbleibt der Schle
ſiſchen Jmmobilien- Geſellſchaft für 1886 ein Reingewinn
von 217791 gegen vorjährige 217 940 Die Dividende
iſt auf 5 (1885 4 feſtaeſetzt und erfordert 180 000
dem Dispoſitionsfonds werden 20000.4 überwieſen und 5798 4
vorgetragen.

Die Aachener Disconto- Geſellſchaft erzielte 1886
einen Rohgewinn von 712000 (gegen 610000 im Vor-
jahre). Jn Folge hoher Rückſtellungen, wodurch die Reſerven
um 220 000 auf 689000 anwachſen, ſchlägt die Verwaltung
eine Dividende von nur 6 gegen vorjährige 7 vor. Die
vorhandenen 360 000 .4 Effekten wurden zu niedrigſten Februar

ceurſen aufgenom nen. ßDie Afrikaniſche Dampfſchiffs-Aktien-Geſell-
chaft (Wörmann-Linie) hat im Jahre 1886 nur einen Ueber
chuß von 253 erzielt. Die 8 Dampfer der Geſellſchaft ſtehen

mit 3872 500 .4 zu Buch. Das Aktien- und Prioritäten-Kapital
beträgt 4 Millionen -4.

Verwaltungsſeitig werden ferner folgende Dividenden
beantragt: Crefelder Gewerbebank 6 Mittelrhein-
iſche Bank in Koblenz 5 (wie 1885), Creditanſtalt für
Jnduſtrie und Handel in Dresden, früher Deſſau, 8
(1885 7 Breslauer Discontobank 5 (wie 1885)
gnd Wurzener Teppich- und Velourfabrik 5 (1885

/0).
Auf der Tagesordnung der zum 14. Mai einberufenen

ordentlichen Generalverſammlung der Galiziſchen Karl
Ludwigsbahn ſtehen u. A. folgende Gegenſtände: Verlängerung
der JaroslauSokaler Lokalbahn an die Reichsgrenze; Bericht
über die Ertheilung der Conceſſion, betr. die Lokalbahn Dembica-
Nadbrzezie mit Abzweigung nach Rozwadow, und Anträge, be
We Geldbeſchaffung, ſowie Ergänzung des Verwaltungs-
rathes.

Die Geſellſchaft zur Unterſtützung der Jnduſtrie und des
Handels in Rußland ventilirt angeblich die Frage wegen Er
höhung des Einfuhrzolts aufCichorien, Kanaliſations-
und Waſſerleitungsröhren und auf ungelöſchten Kalk.

Große Mengen Roheiſen und Puddelſtahl werden gegen
wärtig aus England nach den Vereinigten Staaten eingeführt,
da die heimiſche Produktion der Nachfrage nicht en Vier
während der letzten Woche in Philadelphia angekommene Dampfer
landeten faſt 10,000 Tons.

Auch in Leipzig bleibt am Geburtstage des Kaiſers die
Börſe geſchloſſen.Wie aus Leipzig geſchrieben wird, ſteht die Umwand-
lung des dortigen Kryſtallpalaſtes, welcher bereits von einem
Conſortium Deutſcher und Engliſcher Kapitaliſten erworben
worden iſt, in eine Aktiengeſellſchaft bevor. Der Kryſtall
palaſt hat eine ganz bedeutende Erweiterung erfahren durch den
Neubau eines circa 3000 Perſonen faſſenden, in hochelegantem
Stile aufgeführten Circus, in welchem vorausſichtlich bereits am
10, April die Vorſtellungen unter Leitung des Herrn Commiſ-
ſionsrath Renz beginnen werden. Die rung des geſammten
Etabliſſements ſoll auch fernerhin in den bewährten Händen des
Herrn Eduard Berthold verbleiben.

Die Aktien der Roſitzer Braunkohlenwerke, deren
Grundkapital 1601 400 .4 beträgt, werden am 14. d. M. durch
die Firma S. Frenkel an der berliner Börſe eingeführt werden.
Die Dividende der Aktien betrug für 1882—85 1 von da ab
bis 1885-86 je 4 o.

Sovweit ſich bisher das Endergebniß der noch nicht voll
ſtändig abgeſchloſſenen Bilanz der Oeſterreichiſchen Nord-
weſtb ahn für 1886 überſehen läßt. glaubt man, wie die „N.
Fr. Pr.“ hört, in den Kreiſen der Verwaltung daß die Divi-
dende für die ungarantirte Linie (Elbethalbahn) 5* Fl., wie im
Vorjahre, betragen werde. Die Verwaltung der Nordweſt-
b 8 ſtrebt gegenwärtig eine Reviſion der ſämmtlichen inlän-
diſchen Eiſenbahncartelle, an. Der urſprüngliche Anſtoß
hierzu iſt von den öſterreichiſchen Staatsbahnen ausgegangen,
welche vor mehreren Jahren alle Cartelle gekündigt haben. Jn-
deß beſtehen dieſe Cartelle ſeit damals noch fort, da die Staats
bahnen bisher die verſprochenen Vorſchläge zum Abſchluß neuer
Cartelle nicht gemacht haben. Die Oeſterreichiſche Nordweſt-
bahn hat nun in letzter Sat die Sache aufgegriffen und hat die
Staatsbahnen in einer Zuſchrift an ihre Zuſage erinnert, Vor
Wlige für neue Cartelle zu geſtatten, Ueberdies hat die Nord
weſtbahn die für den Verkehr nach dem Elbe-Umſchlagplatz

Laube beſtehenden Cartelle zum 1. Juni gekündigt und gleich
zeitig ſich bereit crklärt, über die Erneuerung dieſer Cartelle in
Verhandlung zu treten.

Concursſachen, Zahlungsſtockungen c.
Concurseröffnungen. Nachlaß des Kohlenhändlers

acharias Köhler in Altenburg. Allgemeine Verſorgungs- und
terbekaſſe Nova Prudentia in Leipzig. Nachlaß des verſt.

Wirthſchaftspächters Johann Carl Friedrich Otta in Hilbers-
dorf (Chemnitz). Kohlenhändler. Franz Ludwig Schneider in
Meerane: r Hugo Hagemann in Speele (Münden).
Kaufmann Joſeph Lehmann in Weblau.

Trieſt, l. März Jn fallirte das Bank-arg Badaracca; Paſſiven 3 Millionen Lire, Aktiven
illionen.

Schiffsverkehr nd Seeweſen.
New-York, 11. März. Von den Paſſagieren, welche

ſi h. auf dem inzwiſchen wieder flott gewordenen Dampfer
„Rhein“ befanden. ſind 75ſin Newport und 60 in Norfolk ge

landet worden. gHamburg, 11. März. Der Poſtdampfer „Bohemig“der Haciburg- Amerikaniſchen Packetfahrt Aktien Geſellſchaft ſt,
von NewYork kommend, heute Morgen 5 Uhr auf der Elbe
eingetroffen.

London, 11. März. Der Uniondampfer „Athenian“
hat auf der Heimreiſe geſtern Madeira paſſirt.

remen, 11. März. Der Dampfer des Norddeutſchen
Lloyd „Saale“ iſt geſtern Nachmittag 5 Uhr in Southampton
eingetroffen.

Telegraphiſche Depeſchen.
Berlin, 11. März. Die ſenſationelle Nachricht von

der Verhaftung eines Kaufmanns Witte aus
Frankfurt a. M., bei dem ſozialiſtiſche Flug-
ſchriften und Korreſpondenzen gefunden worden ſein ſollen,
welche das Beſtehen einer anarchiſtiſchen Verbindung
zwiſchen Poſen, Berlin, Sachſen, Süddeutſchland, der
Schweiz und Rußland beweiſen ſollen, auch die von der
neuerdings erfolgten Verhaftung von fünf Sozialiſten beruht, wie der Poſt mitgetheilt wird, auf Erfindung.

Wien, 11. März. Das „N. W. T.“ ſagt, die Abberufung des deutſchen Militärattachés Grafen Wedell,

der zum Kommandanten des zweiten Garde-Ulanen-Regi-
ments in Berlin ernannt iſt, bedeute, daß man in Berlin
kriegeriſche Verwickelungen für unwahrſcheinlich halte.

Paris, 11. März. Nach hier eingegangenen Meld-
ungen hat heute Nachmittag 2 Uhr 50 Minuten in Nizza
eine neue Erderſchütterung und zwar abermals in
der Richtung von Nordoſt nach Südweſt er
Der nämliche Erdſtoß iſt auch in Cannes, in Vintimille
und in Diano Marina beobachtet worden.

Rom, 11. März. Die Kammer lehnte mit 219 gegen
194 Stimmen das von Criſpi gegen das Kabinet bean-
tragte Tadelsvotum ab.

Mentone, 11. März. Nachmittags 3 Uhr 10 Secunden
erfolgte ein heftiger Erdſtoß, welcher Möbel, vielfach
auch Mauern umſtürzte. Der Erdſtoß wurde von
Savona bis Nizza verſpürt. Unter den Fremden in
Monaco herrſcht paniſcher Schrecken.

Verlag der Actiengeſellſchaft „Halliſche ZeitunVerantwortlich für Politik u. Feuilleton Dr. i
für Lokales und Provinz Dr. E wald Schulze.

Familien Nachricht.
Unter Gottes gnädigem Beiſtand wurde uns heute ein ge-

ſundes Söhnlein geboren. [2311Halle a. S., den 11. März 1887.
Direktor Dr. Fries und Frau

geb. Delius.

m n h s n a n ä ää)

zu
ard Hamel,
eide zu Halle.

Sonnabend, den 12. März. Beginn 7 Uhr.
110. Abonnements- Vorſtellung. (Rothe Karten.)

„Der Tigeunerbaron.“
Operette in 3 Akten. Nach einer Erzählung M. Jokai's

[Nachdruck verboten.

Hallesohes Stadt Theater.

von J. Schnitzer. Muſik von Johann Strauß.
Graf Peter Homonay, Obergeſpan

des Temeſer Comitates Carl Friedau.Conte Carnero, königl. Commiſſar EdmundSchmaſow.
Sandor Barinkay, e. junger Emigrant Moritz Hindemann.
Kalman Zsupan, e. reicher Schweine-

züchter im Banate Albert Patry.
Arſeng, ſeine Tochter Auguſte Werner.
Mirabella, Erzieherin im Hauſe

Z8upans Emilie WOttokar, ihr Sohn Walther Müller.Czipra, Zigeunerin
Saffi,
Pali

Carrie Goldſticker.
Julie Will.
Adolf Pfeiffer.
Gotthilf Greger.

Ferko Guſtav Schwab.Mihalyh QuorHüprecht.C Jancſ e Siegl.er Bürgermeiſter von Wien erth. Horwitz.

Zigeunermädchen

Ein Herold. Duſt. Wiegand,Sexl, Laternbuwb. M. v. Wolfersdorff.
Mitſag
Ein Zigeunerknabe esznö.Jſtvan, Zsupan's Knecht Gotthilf Greger.

Arſena's Freundinnen. Junge Cſiko's.
Zigeuner. Zigeunerinnen und Zigeuner-

Hertzka.d

kinder. Trabanten. Grenadiere. Tambours. Huſaren.
Marketenderinnen. Pagen Hofherren. Hofdamen.

Rathsherren. Volk c.
Ort der Handlung: 1. Akt: Jm Temeſer Banat. 2. Akt:
Jn einem Zigeunerdorfe ebendaſelbſt. 3. Akt: Jn Wien.

Zeit der Handlung: Gegen Mitte des vorigen
Jahrhunderts.

Jm 3. Akt: Tanz Veszpriem Czardas, arrangirt
von der Balletmeiſterin Joſefine Strengsmann, aus

4 geführt vom ganzen Balletperſonal.
en

Repertoir (von der Direction eingeſandt): Sonn
tag 3 Uhr: „Carmen“ halbe Preiſe), 7 Uhr:
Verſchwender“ (0); Montag 7 Uhr: „Geier-Wally“.

In Vorbereitung: Die Grille“, „Das Glöckchen
Eremiten“, „Julius Caeſar“, „Clavigo“,

„Der

„Auf
hohen Befehl“, „Der Königslieutenant“, „Hamlet“, e3errte, Das Nachtlager von Granada“, „Angdle,
„Dinorah“.



3 aut gsVerkaufshäuser: Ra Rudolph Hertzogund Preisſi sten,e 15. 14. Breite Strasse. Brüderstrasse 27. 28. n

mernn franco.BERLIN C.

Gros undl Détail. Gründung 1839. Peste Preise.

Eigenes Haus in Plauen i. V.
für Einkauf und Veredlung der Gardinen FabrikKate,

hie Firma unterbreitet hiermit die Mittheilung vom Pingang (er ausser-
ordentlich reichhaltigen und mapnigfaltigen (Collection ihrer

Neuheiten der Saison
Meiderstoſſen jeder Art, Seiden-Stoſfen, Bevatz-

Stollen, Spitzen-Stollen und Spitzen, Stickereien,

leinenen Taſelzeugen, Schürzen,

Sonnen- und Regen-Schirmen,
Iüchern, Reise-, Schlaſ- und Plerde-Decken,

lUöbel- und Vorhang-Stolfen jeder Art,
Leisehdecken, Garüinen, Steppdechken,

t. etc.
Die Pirma unterhält für den Verkauf weder Zweiggeschüäfte,

noch Reisende ler Agenten.
n VJonntagen üwd christlichen Feiertagen bleiben vämntliche Bur edllX, Vervand-

[2282

d Verkaufsräume geschlossen.

Gebauer-Schwetſchke'ſche Buchdruckerei in Halle.

Staat

ete

engere

innere
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Deutſcher Reichstag.
7. Sitzung vom 11. März.

1 Uhr. Am Bundesrathstiſche: v. Bötticher, v. Bronfart, von
Saprivi, Dr. v. Schelling.

Das Haus tritt in die dritte Berathung der Militärvorlage.
Fine Generaldebatte findet nicht ſtatt. Ohne Diskuſſion wird das
zeſetz in ſeinen Einzelbeſtimmungen angenommen und ſodann auf
utrag der Abgg. Dr. Sattler, v. Gagern und v. Helldorff in
amentlicher Abſtimmung mit 227 gegen 31 Stimmen
efinitivgenehmigt. Dafür ſtimmen die Nationalliberalen, die

Reichspartei, die Konſervativen und die bekannten 7 Mitglieder des
Fentrums, dagegen die Freiſinnigen und Sozialdemokraten, das
ßros des Centrums (34 Mitglieder) enthält ſich der Abſtimmung,
Polen und Elſäſſer fehlen.

Es folgt die Debatte über die vom Abg. Rickert beautragte
Reſolution:

Den Bundesrath zu erſuchen:
dem Reichstage eine Vorlage zu machen, durch welche zur Deckung
der durch das Geſetz, betreffend die erhöhte Friedens-Präſenzſtärke
des Heeres, erwachſenden Mehrkoſten eine Reichseinkommen-
ſteuer nach folgenden Grundfätzen eingeführt wird:
1. Die Reichseinkommenſtener wird erhoben vom reinen Ein

kommen aus Kapitalvermögen, Grundeigenthum, Gewerbe
betrieb, öffentlicher oder privater gewinnbringender Beſchäfti-
gung, Renten oder ſonſtigen ſtehenden Bezügen.

2. Der Reichseinkommenſteuer ſind alle Einkommen von mehr
als 6000 Mark unterworfen. Dieſelbe beträgt einen be
ſtimmten von Prozent ab aufſteigenden Prozentſatz deſſelben.

3. Dio Zahl der zu erhebenden Monatsraten der Reichsein
kommenſteuer wird jährlich durch das Reichshaushaltsgefetz
feſtgeſtellt.

Abg. Nickert (dfr.): Zur Ergänzung das vor einigen Tagen
on mir Geſagten bemerke ich das Folgende: Anfangs dieſes

Jahres wurde die Ankündigung unſeres Antrages in der Militär
kommiſſion von Seiten der nationalliberalen Korreſpondenz freudig
begrüßt und der Grundgedanke derſelben gebilligt. Nach Annahme
der Militärvorlage müſſe man, hieß es, die erhöhte perſönliche Be
aſtung der ärmeren Klaſſen durch ſtärkere finanzielle Heranziehung

der wohlhabenden Klaſſen ausgleichen. Wir ſollten, ſagte man dann
peiter, aber einen bezüglichen Geſetzentwurf ausarbeiten. Nun, die
Sache iſt mit heute nicht abgethan, und wir hätten auch einen
formulirten Entwurf einbringen können; aber wir wollten vorläufig
nur dem Reichstag den Puls fühlen. Man hat die Verfaſſungsmäßigkeit der Reichseinkommenſtener beſtritten. Aber 1869 bat
man in der Verfaſſung die Beſchränkung der Reichskompetenz auf
die indirekten Steuern abſichtlich geſtrichen. Eine direkte gemein-
ſame Reichsſteuer würde, wie die damaligen nationalliberalen
Redner bemerkten, eine Verſtärkung des Reichsgedankens und der
Reichsgewalt herbeiführen. Ja, in 8 7 der Verfaſſung ſind ausdrücklich
direkte Reichsſtenern in Ausſicht genommen, und das wurde da
mals von den Abgg. Miquel und Tweſten befürwortet, da die
Matriknlarbeiträge nur als ein Nothbehelf gelten konnten. Durch
eine Reichseinkommenſteuer würden die Einnahmen, aber durch
Verringerung der Matrikularbeiträge auch die Ausgaben der Einzel-
ſtagten ſich verringern. Zugleich würden dadurch die bei Abſchaffung
oder Verringerung der Matriknlarbeiträge nothwendigen kon-
ſtitutionellen Garantien geſchaffen, was bei indirekten Stenern
nicht möglich ſei. Der Gedanken der Reichseinkommen-
ſtener fand damals bei den National Liberalen lebhaften Anklang,
und eine von National- Liberalen und Konſervativen, von Herrn
Kalle und Herrn v. Minnigerode, einberufene Verſammlung ſprach
ſich entſchieden für Einführung der direkten Reichsſteuer aus.
Seitdem hat ſich durch das Vorgehen des Reichskanzlers
unſer Reichsfinanzſyſtem gänzlich geändert. Wir aber halten
nach wie vor die Reichseinkommenſtener für eine durchaus
richtige. Man ſagt, man beſchränke dadurch die Rechte
der Einzelſtaaten. Aber worauf gründen ſich denn dieſe Rechte?
Jm Gegentheil, alle entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aus dem
Wege geräumt. Man betont ferner die Schwierigkeit der Erhebung
dieſer Stenuern. Worin ſoll aber dieſe Schwierigkeit beſtehen? Die
kleine Zahl der in Ausſicht genommenen Cenſiten, etwa 200 000,
die Höhe der einzubringenden Steuer iſt garnicht groß genug,
als daß die Erhebung der Steuer beſondere Schwierigkeiten ver-
urſachen oder das Steuerſyſtem der Einzelſtgaten ſtören könnte.
Wenn man einwendet, man ſolle doch die Erhöhung der direkten
Steuern den Einzelſtaaten überlaſſen, ſo müſſen wir doch fragen,
haben wir denn auf eine ſolche Erhöhung im größten Einzeiſtgate,
in Preußen, Ausſicht? Nein, und zwar einfach deshalb, weil die
preußiſche Regierung nicht auf eine OQuotiſirung der
direkten Stenern eingehen will, ohne die wir die Erhöhung
nicht bewilligen können. Von einer ſozialdemokratiſchen
Tendenz unſeres Antrages oder davon, daß nur ein paar der
reichſten Leute, Krupp und Bleichröder, die Militärlaſt tragen ſollen,
kann doch wirklich nicht die Rede ſein. Was will denn gegenüber der
Beſteuerung des Maſſenkonſums, die nach allgemeiner Anerkennung
der Wiſſenſchaft von den ärmeren Klaſfen vorwiegend getragen
wird, die kleine von uns in Ausſicht genommene Einnahme ſagen
Jch gehe auf die Einzelheiten nicht weiter ein. Jch bitte Sie,
unſerer Reſolution zuzuſtimmen; über die Anusführnug derſelben
wird ſich, davon bin ich überzeugt, ein Einverſtändniß erzielen
laſſen. Wir wollen mit der Reſolution zugleich proteſtiren gegen
die Ziele des Reichskanzlers, der offen erklärt hat, daß er einerſeits
das Bewilligungsrecht des Reichstages möglichſt beſchränken will, da bei
einer verfaſſungstrenen Regierung das Ausgabebewilligungsrecht des
Reichstags genüge: und daß er andererſeits die nothwendigen Einnahmen
vorzüglich durch Beſteuerung des Maſſenkonſums aufbringen will.
Wir aber wollen das Einnahmebewilligungsrecht des Reichstags
voll aufrecht erhalten und die Matriknlarbeiträge nur gegen eine
quotiſirte direkte Steuer austauſchen; und wir wollen zugleich die
nothwendigen Nahrungsmittel entlaſten, ohne darum alle indirekten
Steuern abſchaffen zu wollen. Vielmehr halten auch wir z. B. eine
Reform der Zuckerſteuer und der Branntweiunſteuer für nothwendig.
Wir ſind überzengt, daß mit der Realiſirung unſerer Reſolution
ein neuer ſegensreicher Weg für das Reich eingeſchlagen werden
und der Reichsgedanke eine erhebliche Stärkung erfahren würde.
Darum haben wir ſie beantragt, und ſollte ſie abgelehnt werden, ſo
werden wir mit unſerem Antrage im nächſten Jahre wiederkommen.
Beifall links.)

Erſter Vicepräſident Dr. Buhl übernimmt den Vorſitz.
Abg. Frhr. v. Huene (Centrum): Der Abg. Rickert hat der

Reichseinkommenſtener eine außerordentliche Tragweite beigemeſſen

und ſie uns warm empfohlen. Er ſagte, die Sache hatte gar
keine Schwierigkeit. Als conditio sine qua non nannte Herr
Rickert die Quotiſirung. Nun glaube ich aber nimmermehr, daß
das vom Abg. Rickert erſtrebte Ziel auf dieſem Wege gelöſt werden
kann. Darum haben wir dieſen Weg nicht betreten, haben uns
aber bei der Etatberathung im preußiſchen Abgeordnetenhauſe zur
Reform der direkten Steuern bereit erklärt. Jn Deutſchland herrſcht
nun eine wahre Muſterkarte direkter Steuerſyſteme. Wie daneben
die Reichseinkommenſtener beſtehen kanun, ſehe ich nicht ein. Die
Verfaſſungsbedenken, die ich habe, liegen weſentlich in der Aus-
führung dieſes Projekts. Ohne Eingriff in die Rechte der Einzel
kaaten kann dieſe Steuer nicht durchgeführt werden. Es würden
ſich dabei nur Ungleichheiten zwiſchen den Steuerzahlern der Einzel-
ſtaaten herausſtellen. Wir bleiben dabei, der von Jhnen gehegte
Pedanke iſt uns ſympathiſch, aber nicht die von Jhnen gewoillte
Ausführung deſſelben. Wenn es gilt, auf dem Wege der Steuer-
referm zur That zu ſchreiten, da werden Sie auch uns ſtets bereit
finden. (Beifall im CEentruni.)

Abe. Grillenberger (Soz.): Die Reſolution geht darauf

hinaus, lediglich die Mehrausgaben, welche durch die Militär
vorlage erforderlich ſind, durch eine Reichseinkommenſteuer zu decken,
während unſere bisherigen Ausgaben beſtehen bleiben. Aber wir
gehen weiter und ſagen, wir halten feſt an unſerem alten Stand-
punkt, daß alle Reichsausgaben auf dem Wege der direkten Steuern
aufzubringen ſind. Was der Abg. Rickert ausgeführt hat in Bezug
auf die Noth der Maſſen und die Ungerechtigkeit der indirekten Steuern
findet voll und ganz unſere Billigung, wir meinen aber auch, daß die
indirekten Steuern unmoraliſch und deshalb zu beſeitigen ſind. Sie
drücken anf die nichtbeſitzenden Maſſen, und wir haben nicht die
Abſicht, dem Fiskus, der dem armen Mann die letzten Biſſen vom
Munde wegnimmt, auf dieſem Wege noch mehr zu bewilligen. Wir
finden, daß die Reſolution eine Jnkonſequenz enthält. Wir machen
der freiſinnigen Partei den Vorwurf, daß ſie dem Militärgeſetz
zugeſtimmt hat; ſie hat im vorigen Reichstage und auch jetzt wieder
für die Bewilligung, wenn auch nur auf drei Jahre,
geſtimmt, ohne die Garantie zu haben, daß die Mehr
aunsgaben aus der Vorlage auch auf dem Wege der
Reichseinkommenſtener gedeckt werden. Nachdem wir aber
ſfehen, daß die Vorlage bewilligt iſt, nachdem die Mittel dafür auf
gebracht werden müſſen, wir es aber mit unſerem Gewiſſen nicht
vereinigen können, wiederum die indirekten Steuern vermebren zu
helfen, ſo müſſen wir der Reſolution, mit deren gegenwärtigen
Faſſung wir nicht einverſtanden ſind, zuſtimmen. Die National-
liberalen haben vor einigen Tagen geäußert, daß ſie noch nicht
Stellung zu der Reſolution nehmen könnten; jetzt iſt ihnen Ge
legenheit dazu geboten. Wenn aber das Centrum gegen dieſelbe
ſtimmt, ſo erklärt es ſich von vornherein einverſtanden mit der
Politik der indirekten Beſteuerung. Sie wollen abwarten, welche
Vorlage die Regierung einbringen werde. Nun, wenn Sie jetzt
das Prinzip der direkten Beſtenerung ablehnen, dann ſtellen Sie
ſich anf das Prinzip der indirekten Beſteuerung, welche die großen
Maſſen des kleinen Mannes ſchwer belaſtet.

Inzwiſchen hat die nationalliberale Fraktion, die Abgg. Dr.
Adae u. Gen,, folgende Reſolution eingebracht:

Jn Erwäguug,
daß die beabſichtigte ſtärkere Heranziehung der größeren Ein
kommen neben der Ausbildung und Erhöhung der indirekten
Belaſtung an ſich berechtigt iſt, die Erreichung dieſes Ziels in-
deſſen auf dem in der Reſolution vorgeſchlagenen Wege der
Einführung einer Reichs Einkommenſteuer, wegen der großen
Verſchiedenheit der in Deutſchland beſtehenden direkten Beſteue-
rung des Einkommeuns und bei den einer zutreffenden Veran-
lagung einer Reichs Einkommenſteuer entgegengehenden Hinder-
niſſen, jeden Falls zur Zeit mit den größten Schwierigkeiten
verbunden ſein und eine Vertagung der viel leichteren, das gleiche
Ziel verfolgenden Reform der Steuerſyſteme in den Einzel-
ſtaaten, ſoweit dieſelbe noch nicht durchgeführt iſt, veranlaſſen
würde;

Ju Erwägung:
daß daher die in der Reſolution des Herrn Abgeordneten Rickert
enthaltenen Vorſchläge, welche ohnehin auf die richtigen Grund-
ſätzen nicht entſprechende Deckung einer beſtimmten Mehrausgabe
durch eine beſondere Steuer abzielen, und das fundirte und un-
fundirte Cinkommen in gleicher Höhe heranziehen wollen, in der
gegenwärtigen Lage keine geeignete Grundlage für die baldige,
wenn auch nur theilweiſe Beſchaffung der für das Reich und für
die Einzelſtaaten dringend erforderlichen Mittel, ſowie für die
Entlaſtung der unbemittelteren Volksklaſſen enthalten,

geht der Reichstag über dieſelbe zur Tagesordnung über.
Abg. Dr. Miquel (natl.): Verfaſſungsmäßige Bedenken können

gegen dieſe Reſolution in keiner Weiſe geltend gemacht werden.
Jch ſtehe noch heute, wie alle meine politiſchen Freunde, auf dem
Standpuukt, daß die Reichsverfaſſung dem Reiche das Recht der
direkten Beſteuerung ohne Zweifel gewährt. Herr Rickert hat
in dieſer Beziehung auf meine eigenen näheren Ausführnn-
gen bei der Berathung der Verfaſſung des norddeutſchen
Bundes ſich berufen. Jch freue mich darüber, daß ich noch
heute genan auf demſelben Standpunkt ſtehe wie damals, nicht blos
in Beziehnug auf die Verfaſſungsmäßigkeit des Rechts, direkte
Steuern zu erheben, ſondern auch in der Beziehung, daß ich den
Zeitpunkt immer noch für möglich halte, wo wir zur direkten Be
ſtenerung im Reiche kommen. Der ganze Streit iſt zwiſchen ihm und mir
darüber, ob bei der gegenwärtigen Finanzlage die Bedürfniſfe, welche
heute Reich und Staat haben, auf dem Wege, der zur Zeit von Jhnen
vorgeſchlagen wird, gedeckt werden können oder nicht. Jch will
noch mehr zugeſtehen: da die Verfaſſung des dentſchen Reiches das
Recht der Einnahmebewilligung giebt, beſonders durch Feſtſetzung
der Matrikularumlagen, ſo würde eine jede direkte Beſtenerung an
Stelle der Matrikularnmlagen naturgemäß eine Ergänzungsſteuer
ſein. Es würde das Recht, die Matrikularumlagen zu bewilligen,
nnr aufgegeben werden können gegen das Recht der Quotiſirung
der direkten Beſteuerung, die an die Stelle derſelben treten ſollte.

Ueber alle dieſe Punkte iſt alſo gar keine Differenz vorhanden.
Was die Reſolution betrifft, fo tadle ich an derſelben zuvörderſt,
daß ſie allen Grundſätzen der Beſtenerung in Deutſchland entgegen
für einen beſtimmten Ausgabezweck eine beſondere Steuer einführt.
Sehr richtig! rechts und bei den Nationalliberalen.) Kollege Rickert hat

ſich offenbar mit Recht darüber beſchwert, daß man dieſen ganzen Antrag
nicht ernſt hat nehmen wollen, daß man vielmehr in demſelben nur
ein Wahlmanöver hat ſehen wollen, aber ich glaube, wenn er
objektiv nachdeukt, ſo wird er zugeben, daß Zeit, Ort und Umſtände
und auch der Jnhalt dieſes Antrages ſehr leicht zu dieſer Meinung
führen konnte. (Sehr richtig Der Antrag iſt zu der Militärvorlage ge
ſtellt worden von ihm und ſeinen Freunden, während ſie ſonſt immer
ihrerſeits Steuern nicht entgegenbringen wollen. (Sehr richtig
Der Antrag ſoll beſtimmte Klaſſen der Bevölkerung heranziehcen
zur ausſchließlichen Deckung von Mehrausgaben welche doch der
ganzen Nation zu Gute kommen (Sehr wahr!), da konnte der
Glaube leicht entſtehen den ich perſönlich namentlich
nach den Ausführungen des Abgeordneten Rickert für voll-
ſtändig unbegründet halte (Lachen rechts) und auf den ich
daher auch in keiner Weiſe wieder zurückkommen werde.
Die Reſolution hat aber auch noch einen anderen Mangel, auf
den ich zwar nicht näher eingehen will, den ich doch aber kurz be
rühren möchte. Wir halten es nicht für richtig daß die von
Jhnen vorgeſchlagene Reichs Einkommenſteuer das fundirte
und nicht fundirte Einkommen ganz gleichmäßig be
ſteuert. Wir ſind der Meinung, daß es der Gerechtigkeit
entſpricht, namentlich bei einer progreſſiven Einkommenſteuer, wie
ſie hier vorgeſchlagen wird, beide Arten von Einkommen, das, was
aus dem Eigenthum herrührt, welches das Leben des Beſitzers
überdauert und dasjenige Einkommen, was ans perſönlichen
Leiſtungen des lebenden Menſchen allein hervorgeht und mit dem
Tode aufhört, gleichmäßig zur Einkommenſteuer heranzuziehen.

Dies Alles würde kaum ein genügender Grund ſein, ſich gegen
die Vorlage zu erklären, man würde in dieſer Beziehnng ja Modifika-
tionen vorſchlagen können, und es wäre möglich, ſich vielleicht
mit den Herren zu verſtändigen. Das Weſen der Sache liegt aber
doch anderswo. Gewiß kann man nicht und braucht man ſich nicht
in der Theorie und grundfätzlich gegen eine Reichseinkommenſteuer
auszuſprechen, wenn man als pratktiſcher Politiker in einer gege-
benen Lage einen ſolchen Vorſchlag blos für Theorie erklärt. Jch
theile die Anſicht, die von verſchiedenen Seiten ausgeſprochen iſt,
namentlich auch vom Abg. von Huene, daß gegenüber der in
den letzten Jahren ſtattfindenden Vermehrung der indirekten
Belaſtung des deutſchen Volkes und der Steigerung der Verbrauchs-
abgaben es gerecht und billig iſt, eine Kompenſation gegenüber den
ſtets wachſenden Ausgaben von Reich, Staat und Gemeinde in
einer ſtärkeren direkten Heranziehung der größeren Einkommen zu
fuchen. Dieſen Standpunkt theile ich vollſtändig, ich meine aber nun

Beilage der Halliſchen Zeitung.
eigen zu können, daß, um dieſes Ziel zu erreichen, durch dieſe Reſelntlon kein praktiſcher Weg vorgeſchlagen wird. (Sehr richtig

Wenn man in Deutſchland feſtſtellen will, ob das zwar ſehr ver-
ſchiedene, aber doch wohl ſubjektiv wenigſtens meßbare richtige
Verhältniß zwiſchen direkter und inndirekter Beſteuerung
überſchritten iſt oder nicht, dann darf man ſich keineswegs
halten an das Reich ſondern man muß die Geſammtheit
der öffentlichen Laſten, die ein Deuſcher zu tragen hat in Gemein-
den, in den Einzelſtaaten und im Reich addiren. Hieraus ergiebt
ſich auch von ſelbſt, daß alle Vergleichungen der verhältnißmäßigen
Belaſtung der Deutſchen bezüglich der direkten und indirekten
Abgaben mit der verhältnißmäßigen Belaſtung anderer Nationen
trügeriſch ſind, ſofern nicht auch die Kommunallaſten mit in Rech
nung gezgen werden. (Sehr wahr!) Wenn Sie aber einmal dieſe
Vergleichung ohne Kommunallaſten machen ich habe nach meinen
Studien die Ueberzeugung, daß verhältnißmäßig in Deutſchland
die Kommunallaſten mindeſtens ſo hoch ſind, wie in den benach
barten europäiſchen Staaten ſo ſtellt ſich das Verhältniß der
Belaſtung von Reich und Staat bei dem einzelnen
Deutſchen in Betreff direkter und indirekter Belaſtung doch immer
noch weit günſtiger in Deutſchland als in Frankreich, als ſelbſt in
England, als ſelbſt in Amerika. (Hört! Hört!) Jch bin ja mit
dem Kollegen Rickert in dieſer Beziehung vollkommen einverſtanden,
wir ſtehen beide auf dem Standpunkt, daß es unter den gegen-
wärtigen Kultur- und Finanzverhältniſſen der europäiſchen Staaten
ſo völlig unmöglich iſt, Verbrauchsabgaben ganz zu entbehren und
auf die indirekten Steuern zu verzichten, daß alſo ein
normales Verhältniß zwiſchen direkter und indirekter Belaſtung
überall unentbehrlich iſt. Nun iſt es aber an und für ſich gar nicht
erwieſen, daß dieſes Verhältniß in Deutſchland erheblich über-
ſchritten ſei, namentlich, wenn wir das in dieſer Beziehung be
ſtehende Verhältniß vergleichen mit den übrigen Kulturſtaaten; im
Gegentheil, man kann wohl mit mehr Wahrheit das Andere
behaupten. So viel ſteht aber zweifellos feſt, für den
einzelnen Steuerzahler iſt es vollkommen gleichgiltig im Effekt,
bezüglich dieſes richtigen Maßes zwiſchen direkter und indirekter
Belaſtung, ob er die direkte Steuer im Reiche zahlt, oder in den
Einzelſtaaten das kommt für den einzelnen Steuerpflichtigen voll
kommen gleichmäßig heraus.

Wenn nun die Herren es für dringend halten, gegenüber der
ſo erheblich geſtiegenen Verbranchsabgabe im deutſchen Reich
möglichſt ſchnell und entſchieden eine Entlaſtung der
nnteren Volksklaſſen, oder wenigſtens einen Ausgleich
durch ſtärkere Heranziehung der größeren Einkommen herbei
zuführen, ſo muß ich an ſie die Frage richten, ob ſie es für
wirthſchaftlicher und leichter durchführbar halten, dieſe Heran-
ziehung in der gegenwärtigen politiſchen Lage innerhalb des deutſchen
Reiches durchzuſetzen als in den Einzelſtaaten. (Ruf: Reichl) Da
bin ich entſchieden entgegengeſetzter Anſicht. Kollege Rickert hat
ſich auf verſchiedene Zeitungsartikel berufen gewiſſermaßen
als auf Autoritäten. Jch möchte ihm im Allgemeinen nicht darin
folgen, aber ich halte mich doch berechtigt, einen Artikel, den er
ſelber angezogen hat, aus der Allgemeinen Zeitung“ anzuführen.
Dort wird gefagt, daß man es für gänzlich unthunlich halten müſſe,
auf die beſtehenden Einkommenſteuern derEinzelſtaaten eine neue Reichs
einkommenſteuerzu pfropfen. Hierin liegt die Entſcheidung. Herr Kollege
Rickert hat von mir eine Rede ans dem Jahre 1867 citirt. Wenn dieſe Rede
heute nicht mehr ganz zuträfe, wenn ich Erfahrungen gemacht hätte,
wenn die politiſche Lage heute eine ganz andere iſt, ſo würde ich
mir gar nichts daraus machen, zu ſagen, daß ich heute anderer
Meinung bin. Aber ich bin heute noch genau derſelben Meinung,
wie 1867. Wenn es möglich wäre, aus den Einzelſtaaten die Klaſſen-
und klaſſifizirte Einkommenſtener auf das Reich zu übertragen, wenn
wir nur eine einheitliche Einkommenſtener in den deutſchen
Staaten hätten die Einzelſtaaten darauf verzichteten, und ſo
würde ich die Reichseinkommenſteuer vorziehen. Nun frage
ich aber, ob die Herren daran glauben, daß, wie die Dinge heute
liegen, die Einzelſtaaten anf die direkte Steuer verzichten, ihre gauze
Klaſfen- und klaſſifizirte Einkommeunſtener aufgeben und au das
Reich abtreten würden. Da iſt gar nicht daran zu denken. Herr
von Huene hat nun aber, da dies eine Möglichkeit iſt, die kaum gedacht
werden kann, mit Recht darauf hingewieſen, daß es zu der größten
Schwierigkeit in der Durchführung, zu größter Ungleichheit in der
Belaſtung führen muß, wenn man auf die gegenwärtig beſtehende ver
ſchiedenartige Einkommensbelaſtung in den Einzelſtagten noch eine
einheitliche Reichseinkommenſteuer draufſetzt. Wir haben ſchon
in den Gemeinden die Erfahrung gemacht, zu welchen Konſequenzen
es führt, wenn die Gemeinden neben der ſtaatlichen Einkommen-
ſteuer eine ſelbſtändige Einkommenſteuer veranlagen wollten.
Und man hat das allgemein als nnausführbar er-
achtet, man iſt übergegangen zu dem Syſtem der Zuſchläge. Dies
letztere Syſtem iſt aber ſeitens des Reiches zu den Steuern der
Einzelſtaaten wegen der buntſcheckigen Verſchiedenheit abſolut un
möglich. Wir würden alſo nothwendig kommen zu einer ſelbſtän-
digen Veranlagung der Reichseinkommenſteuer. Ob dieſe ſich bezieht
auf 150 000 oder 200 000 Perſonen das macht nach meiner
Meinung um ſo weniger einen Unterſchied, als dieſe ja die aller
bedeutſamſten Steuerkräfte ſind, die Ungleichheit dort alſo ebenſo
wirken würde als bei den niedrigen Stufen, vielleicht
noch progreſſiv ſtärker. Nun ſtellen Sie ſich vor, wir
haben verſchiedene Länder, wo Deklarationszwang beſteht
Wenn die Reichseinkommenſtener dort durch ſelbſtändig
Organe ausgeführt würde, ſo würden ſämmtliche Materialien
die ganze Aufklärung die aus der obligatoriſchen Deklaration
hervorgeht, von den veraulagenden Reichsbehörden benutzt werden,
während in anderen deutſchen Staaten, z. B. Preußen, eine ſehr
unſichere Schätzung, die der Wahrheit doch nur mehr oder
weniger nahe kommt, zu Grunde gelegt werden müßte,
und eine ganz verſchiedenartige Veranlagung unter allen
Umſtänden hervorgehen müßte. Wie wollen Sie es denn
machen in denjenigen Fällen, wo zwar nicht eine allgemeine
Einkommenſteuer beſteht, aber, wie in verſchiedenen ſüddeutſchen
Staaten, die Kapitalrentenſtener? Da kommen Sie zu einer ganz
verſchiedenartigen Belaſtung der verſchiedenen Einkommen. Das
ſind Schwierigkeiten, die die größte Unzufriedenheit hervorrufen
müßten in Deutſchland. Jch bin daher jedenfalls der Anſicht, daß,
wenn dieſe Schwierigkeiten auch überwunden werden könnten ich will
das durchaus noch nicht für alle Zuknnft beſtreiten ſie doch von
einer ſolchen Bedeutung ſind, daß es ausſichtslos iſt, um das
gegenwärtige Defizit des Reiches und der Einzelſtaaten zu decken,
zu einem Mittel zu greifen, von welchem man ſich ſagen muß, daß
es in einer nnüberſehbaren Zeit an den inneren Schwierigkeiten der
Sache, den inneren Widerſprüchen, und wenn ſelbſt das nicht wäre,
an dem Widerſtande der Einzelſtaaten ſcheitern müßte. Jch theile,
wie ſchon geſagt, nicht die Anſicht des Herrn v. Huene, daß durch
die Auflegung einer ſolchen direkten Reichseinkommenſteuer in die
Rechte der Einzelſtaaten eingegriffen ſei, formales Recht
könnten Sie dem nicht entgegenſetzen, aber daß auf das
Verwirrendſte in die beſtehenden Verhältniſſe der Einzel-
ſtaaten, in die ganze Ordnung des Finanzweſens derſelben einge
griffen werden würde, das muß ich zugeben, und daher kann ich mir
nicht anders denken, als daß die Einzelſtaaten einem ſolchen Pro
jekt den allergrößten Widerſtand entgegenſetzen würden. Will man
zu einer direkten Reichseinkommenſtener kommen, ſo wäre
es vielleicht richtiger noch, ſolche Steuerformen zu wählen,
die nicht in direktem Kontakt mit gleichartigen und beſtehen
den Steuern in Einzelſtaaten, wenigſtens in der Art
kommen, wie es bei der Einkommenſteuer der Fall iſt. Jch erinnere
mich dunkel, daß Herr Kollege Meyer in dieſer Beziehung eiren
Vorſchlag gemacht hat, wenn nicht irre, eine Erbſchaftsſteuer oder
eine Reichsgewerbeſtener einzubringen. (Abg. Rickert: Vermögens



ſteuer ich meine Erbſchaftsſteuer jedenfalls wäre das noch
viel leichter, als der uns in der Reſolution gemachte Vorſchlag.
Liegt nun die Sache ſo, dann muß man ſich doch fragen wenn man
das Ziel erreichen will, welches die Herren im Auge haben, nämlich
eine ſtärkere Heranziehung der reicheren Klaſſen zur Deckung der Staats
ausgaben, thut man denn nicht beſſer, den Weg zu betreten, der ganz
naturgemäß ſich darbietet, nämlich den Weg der Reform der direkten
Steuern in den Einzelſtaaten? Dieſen Weg hat eine Reihe deut-
ſcher Staaten mit ſehr gutem Erfolge beſchritten, und
Preußen allein und vorzugsweiſe, kann man wohl ſagen, iſt
dabei zurückgeblieben. Jch will die Gründe nicht unterſuchen,
wodurch das entſtanden iſt. Es iſt ja auch möglich, daß man ſeitens
der Regierungen der Meinung iſt, man könnte den ganzen Bedarf
Preußens decken durch die Vermehrung der indirekten Einnahmen
im Reich. Wenn das früher die Meinung geweſen ſein mag, ſo werden,
glaube ich, auch die Regierungskreiſe ſich längſt überzeugt haben,
daß dies ein Jrrthum iſt. Jch wenigſtens, wenn ich die ganze
lange Reihe der nicht gedeckten Ausgaben der drohenden oder
ſchon jetzt mit Sicherheit vorauszuſehenden kommenden Ausgaben
im Reich und Staat mir vergegenwärtige, denke gar nicht daran,
daß es möglich ſein wird oder gar rathſam und berechtigt, dieſe
Bedürfniſſe zu decken durch eine Vermehrung der indirekten Steuern.
Es muß der praktiſche Staatsmann in Preußen ſich auch überzeugen,
daß, was er auch für Hoffnungen daran knüpft, ſie nicht ans-
reichen werden, um eine entſchiedene Reform der direkten Steuern
in Preußen unnöthig zu machen, ja daß eine bedeutende Vermeh-
rung des Aufkommens aus den direkten Steuern in Preußen eine
Nothwendigkeit iſt. Jſt das richtig, ſo wird es doch wohl
meiner Meinung nach nicht ſchwer ſein können, wozu
ganz gute Anſätze vorhanden waren, in Preußen das Ziel
u erreichen, welches die Herren hier im Reiche zur

Zeit unter den gegenwärtigen Verhältniſſen vergeblich anſtreben.
Sie werden viel eher zu einer ſolchen Reform gelangen. Die Reform
wird denſelben Effekt haben für die einzelnen Steuerpflichtigen, eine

ſchärfere Heranziehung der Reichen, eine große Entlaſtung der
weniger Bemittelten. Jch möchte daher die Herren einladen,
dieſen Weg vor allem ins Auge zu faſſen. Das Ziel in
der Beziehnug bin ich ganz einverſtanden mit Herrn von Huene
iſt ein ſo bedentendes und durch die Verhältniſſe direkt indicirtes,
daß man, glaube ich, kaum wird verantworten können, es abhängig
zu machen von der Erwerbung nener parlamentariſcher Rechte.
Allerdings hat in Preußen, das betone ich, das Abgeordneten-
haus oder der Landtag noch nicht das Recht der Steuer-
bewilligung. Es wäre nach meiner Meinung im Jnter-
eſſe aller Theile, auch der Staats-Regierung, daß dieſes Recht
vorhanden wäre. Jch freue mich, daß Herr Kollege
Rickert ſeinerſeits auch eine Reform der Branntwein-
ſteuer und der Zuckerſtener im Reiche nothwendig erklärt hat; ich
ſtehe in dieſer Beziehung ganz auf demſelben Standpunkt. Ja,
ich bin der Anſicht, daß die gegenwärtigen ſchwierigen Verhältniſſe
in der Zuckerinduſtrie noch keineswegs berechtigen, dieſe ſo noth
wendige Reform zu verzögern. Was den Branntwein betrifft, ſo
halte ich auch eine gerechtere Veranlagung, nicht minder eine Er-
höhung der Einnahmen ans demſelben für durchaus berechtigt; wir
werden alſo dieſe Frage gemeinſam hier berathen können. Jch
halte es nicht für richtig, im ſpeziellen zu dieſen Fragen Stellung zu
nehmen; wir werden abwarten, welche Vorlagen uns die Staats-
Regierung in dieſer Beziehung bringt. Wir halten es
für dringend wünſchenswerth, nach unſerem alten Programm, wel
ches wir immer feſtgehalten haben, früher auch in Uebereinſtimmung
mit dem Herrn Kollegen Rickert, daß das Reich ſelbſtändig geſtellt
wird in ſeinen Einnahmen und daß die Einzelſtaaten möglichſt
wenig behelligt werden durch ſchwankende und, weil ſie die Natur
der Kopfſtener tragen, ungerechte Matrikularumlagen. Freilich,
wird man darin Maß halten müſſen; man wird ſich nicht
das Ziel ſtecken müſſen, daß man durch eine ungemeſſene, meiner
Meinung nach auch gar nicht mögliche Vermehrung der eigenen
Einnahmen des Reiches zur Ueberweiſung ſolcher Summen an die
Einzelſtaaten, welche dazu dienen und hinreichen könnten, das be-
ſtehende direkte Steuerſyſtem in den Einzelſtaaten zu gefährden,
daſſelbe erreicht. So weit würde ich nicht gehen, und ich bin auchüberzeugt,
daß dieſer Weg, wenn man ihn verſucht, an ſich ungangbar wäre. Jn-
deſſen halte ich es doch für durchaus berechtigt, daß, da die
Reichsverfaſſung den Einzelſtaaten das indirekte Beſteue-
rungsrecht thatſächlich entzogen hat, ein mäßiger Theil
von Ueberweiſung auch über die Höhe der Matrikularumlagen an die
einzelnen Staaten ans dem Reiche abgeführt werde; wir werden
darüber ſpäter bei der Berathung der Vorlagen ſprechen, in welchem
Maße und auf welchem Wege dies zu geſchehen hat. Aber in ſich
berechtigt bis zu dieſer Grenze iſt das ganze Verfahren. Jch
glaube meine und meiner politiſchen Freunde Stellung zu
dieſem Antrage genügend gekennzeichnet zu haben. Wir
unterbreiten Jhnen den Antrag in der motivirten Tages-
ordnung, welche im Weſentlichen diejenigen Gedanken ausdrückt,
die ich mir zu ſkizziren geſtattete, welche das Ziel der Heranziehung
eines größeren Einkommens als berechtigt erklären, welche aber die
Ausführung eines ſolchen Plans zur Zeit nur durch die Reform der
direkten Beſteuernng in den Einzelſtaaten für möglich erklärt, welche
die Furcht ausdrückt, daß, wenn man dennoch dem nicht zu er-
reichenden Ziel einer Reichseinkommenſtener nachſtrebt, man dadurch

eräde die einzig mögliche und praktiſche Durchführnng der Reform
n den Einzelſtaaten verzögert würde. Wir halten dieſe Reform

für dringlich, und gerade deswegen ſtimmen wir wider die Re
ſolution Rickert. (Beifall bei den Nationalliberalen.)

Abg. Dr. Meyer (Halle): An den Ausführungen des Abg.
Miquel hat uns am meiſten überraſcht ſeine Stellung zur Quoti-
ſirung der direkten Steuern. Er meinte, er ſei zwar kein Gegner
der Quotiſirung, aber er halte die dadurch erſtrebte Machterweite-
rung des Reichstags für eine Verhinderung der in Ausſicht ge-
nommenen Stenerreformen. Wir aber wollen die Quotiſirung nichk
als parlamentariſche Machterweirerung, ſondern weil wir ſie für
eine finanzielle Nothwendigkeit erachten. Was uns zur Beantragung
unſerer Reſolution veranlaßt hat, iſt der Umſtand, daß wir jetzt
wiederum einer Erhöhung der indirekten Steuern entgegengehen,
während doch ſchon ſeit acht Jahren alle nothwendigen Mehrausgaben auf
die indirekten Steuern gelegt werden; und dagegen wollen wir
proteſtiren. Was man auch Gutes von den indirekten Stenern
ſagen mag, das iſt unbeſtreitbar, daß ſie nur den Konſum treffen,
nicht aber das Einkommen, das nicht konſumirt, ſondern auf-
geſpeichert wird. Heer Miquel meint', daß die Einzel-
ſtaaten der Reichseinkommenſtener Widerſtand leiſten würden.
Aber wie kann das für ihn ein Hinderungsgrund ſein, für ihn,
den begeiſterten Reichsapoſtel mit dem flammenden Schwert?
(Heiterkeit Daß wir der Militärvorlage von vornherein uns
feindlich gegenüber geſtellt hätten, iſt nicht wahr. Wir haben viel
mehr ſogleich der Vermehrung der Cadres zugeſtimmt, wir haben
uns bereit erklärt, die erforderlichen Mittel zu bewilligen, und eben
darum haben wir es auch für unſere Pflicht gehalten, für eine Auf-
bringung dieſer Mittel Vorſchläge zu machen. Wir wollten gerade
zeigen, daß wir nicht die Partei feien, die ſtets verneint. (Lachen
rechts.) Wir ſind überzengt, daß die Reichseinkommenſteuer die
einzige Steuer iſt, die in dieſem Momente gerecht wirken wird,
und wir meinen auch, daß ſich ein bezügliches Geſetz in wenige
Paragraphen wird faſſen laſſen. Wir ſind gern bereit, daran mit
zuarbeiten; wenn Sie das nicht wollen und unſere Reſolution
gleich durch eine motivirte Tagesordnung ablehnen, ſo haben wir
wenigſtens unſere Schuldigkeit gethan. (Unruhe rechts.)

Abg. von Helldorff (konſ.): Jch verſtehe es, daß man auf
jener Seite das Bedürfniß fühlt, ſich zu ſalviren. Eben darum
brauchen wir nicht ausführlich über den Antrag zu ſprechen. Wir
ſind auch gern bereit, an einer Reform der direkten Steuern in
den Einzeiſtaaten mitzuarbeiten dort aber verweigern Sie (links)
es. Es iſt lächerlich, zu glauben daß man im Auslande die in-
direkten Steuern weniger anſpanne als bei uns. (Ruf links:
Selber lächerlich! Abg. Richter meldet ſich zur Geſchäfts
ordnung.) Ein ernſtlicher Anlaß, uns hier über Steuer-
programme zu unterhalten, liegt nicht vor. Der ganze
Antrag iſt lediglich agitatoriſch. Wir werden ihn ein-
fach ablehnen und auch gegen die motivirte Tages
ordnung ſtimmen, weil wir durch eine längere Tagedordnung in
dieſem Augenblick dem Antrage eine Bedeutung zuſchreiben, die er
gar nicht hat. (Sehr gut! rechts.)

Abg. Richter (zur Geſchäftsordunng): Der Vorredner hat Aus-
führungen auf dieſer Seite als „lächerlich“ bezeichnet. Wide ſpruch

rechts). Jch möchte fragen, ob das von jetzt ab parlamentariſch
zuläſſig iſt.

Vicepräſident Dr. Buhl: Dem Abg. Richter gegenüber be
merke ich, daß die Ausführung des Abg. von Helldorff von mir
und den Schriftführern dahin verſtanden worden iſt: „Es iſt
lächerlich, zu glauben, daß man Es war alſo die
Aeußerung in einem Sinne geſprochen, in welchem eine Verletzung
von Mitgliedern dieſes Hauſes nicht liegt.

Abg. Nichter: Dann kann ich auch nur wünſchen, daß „man“
Alles vermeidet, was wie eine junkerliche Ueberhebung ausſieht.
(Unruhe rechts.)

Abg. von Huene: Wir haben nicht die Gewohnheit, ein ſo
un Pferd zu beſteigen, wie Herr von Helldorff. Man ſollte doch

nträge aus der Mitte des Haufes nicht in dieſer Weiſe behandeln.
Sachlich hat Herr von Helldorff gar nichts vorgebracht. (Sebr
richtig Was die motivirte Tagesordnung betrifft, ſo iſt zwiſchen
den Zeilen eine große Differenz mit uns zu leſen, wir können daher
für dieſelbe nicht ſtimmen. Wenn aber die konſervative Partei
ebenfalls ſich ablehnend zu derſelben verhält, ſo konſtatire ich, daß
heute das Kartell gleich bei der erſten Gelegenheit in die Brüche
gegangen iſt. (Unruhe rechts und bei den National-Liberalen)

Abg. Dr. Bamberger (dfr.): Der Abg. Miquel hat wieder
von ſeiner alten Methode Gebrauch gemacht, die darin beſteht,
ſeinen Gegner dadurch zu entwaffnen, daß er ihn zuerſt lobt, daun
aber über ihn herfällt. Er hat auch heute uns in der Hauptſache
Recht gegeben, hat aber erklärt, daß unter den augenblicklichen Ver
hältniſſen die Schwierigkeiten bei einer Einführung der Reichs
einkommenſtener zu groß ſeien. Die Reichseinkommenſteuer würde
aber einerſeits vom Reich einzuziehen ſein, andererſeits eine geringe
Anzahl von Eenſiten treffen.

Gerade in der Vereinigung dieſer beiden Geſichtspunkte ſehe ich

ihren Vorzug. Ein Grund iſt vom Abg. Meyer nicht erwähnt
worden, aus welchem wir noch für die Reichseinkommenſteuer ſind,
nämlich der Dienſt der Einjährig-Freiwilligen gegenüber der drei-
jährigen Dienſtpflicht der großen Maſſe der Bevölkerung. Da
wollten wir einen Ausgleich herbeiführen und baben darum ein
Einkommen von 6000 Mk. an gewählt. Herr v. Helldorff hat gemeint,
daß unſere Reſolution aus agitatoriſchen Motiven eingebracht ſei.
Dieſen unſeren Vorſchlag als ein Agitationsmittel zu bezeichnen,
wäre ganz falſch. Es wäre auch ein ſchlechter Köder für die öffent-
liche Meinung; denn, Alles, was nicht ſozialiſtiſch wählt, muß doch
auch auf die Vermögenden Rückſicht nehmen, und ich glanbe, daß
der Gedanke der Reichseinkommenſteuer uns mehr geſchadet als ge-
nützt hat, weil mancher Vermögende daran Anſtoß genommen hat.
Alſo eine Wahlagitation hat in unſerem Antrage nicht geſteckt.
Gerade gegen uns iſt die allerſchnödeſte Wahlagitation getrieben
worden. Die blaſſe Furcht iſt herangezogen, und man war ver-
pflichtet zu glauben, nicht nur daß Frankreich uns in zehn Tagen
angreifen werde, wenn wir die Armee nicht auf ſieben Jahre be-
willigen, fondern auch daß wir ohne dieſe Bewilligung geſchlagen
werden (Rufe bei den Polen Reichsfeinde!) und jeder war ein
Landesverräther, der nicht glaubte, daß in zehn Tagen die Fran-
zoſen kommen. (Großer Lärm.)

Während dieſer Rede übernimmt Präſident von Wedell-
Piesdorf wieder den Vorſitz.

Abg. von Kardorff (Reichsp.): Der Vorreduer nimmt den
Vorwurf übel, daß ihr Antrag agitatoriſch ſei; ich erinnere daran,
daß man auch uns vorgeworfen hat, daß wir die ſchutzzöllneriſchen
Anträge nur eingebracht hätten aus egoiſtiſchen Jntereſſen und
aus agitatoriſchen Motiven. Der Vorwurf des Abg. v. Huene, daß
das Kartell heute ſich nicht bewährt habe, iſt ganz unbe-
gründet. Wir können uns doch unmöglich für jeden Antrag
anderer Parteien binden. (Abg. Meyer: Sehr unbrüderlich! Heiter-
keit.) Auch die Freiſinnigen, das Centrum und die SozialDemo-
kraten haben ein Kartell geſchloſſen; aber auch ſie unterſtützen ſich
nicht in jeder Frage. Wenn Abg. Bamberger gemeint hat, daß
die „blaſſe Furcht“ herangezogen ſei und die Wahl beeinflußt habe,
ſo frage ich: was iſt das für eine Meinung vom deutſchen Volke?
Nicht die Furcht, welche wir erregt haben ſollen, hat das deutſche
Volk beeinflußt, ſondern die Furcht, daß die frühere Majorität
Richter, Windthorſt, Grilleuberger wiederkehren könnte. (Lärm links
und im Centrum.)

Abg. von Huene: Die Aeußerungen des Herrn von Kar-
dorff laſſen beinahe vermuthen, datz ihm das Kartell bereits leid
thut. Das Kartell zwiſchen den Konſervativen und den National-
Liberalen iſt doch eine Thatſache, von der man reden kann, und
Herr von Kardorff hat neulich noch betont, daß wirth-
ſchaftliche und politiſche Differenzen vor der Rückſicht auf
das Kartell zurücktreten mußten. Zwiſchen uns und den
Freiſinuigen hat aber nie ein Kartell beſtanden, wenn wir
ſie auch in einzelnen Fällen bei den Wahlen unterſtützt haben.
Mit den Sozial- Demokraten haben wir überhaupt keine andere
Beziehung, außer daß wir im ſchärfſten Gegenſatz zu ihnen ſtehen.
Es kann alſo von einem Kartell zwiſchen uns und dieſen Parteien
nicht die Rede ſein. (Widerſpruch.)

Abg. Dr. Barth (dfr.) vertheidigt noch einmal die Reſolution
des Abg. Rickert.

Abg. Dr. Miquel: Der Abg. v. Huene hätte aus den Worten
des Herrn v. Kardorff entnehmen können, daß es von vorneherein
viel richtiger wäre, ſich in die Seele der ſogenannten „Kartellbrüder“
hineinzuverſetzen und ihnen nicht Motive unterzuſchieben, die nicht
vorliegen. So iſt der ganze Streit über die Wahlbewegnng ent-
ſtanden lediglich durch die Aeußerung des Abg. v.
(Ruf links: Helldorffſ) Der Abg. v. Huene hat ausdrücklich
geſagt, man ſähe, daß die Kartellbrüder bei der erſten
Gelegenheit ſchon uneinig wären. (Sehr wahr! links.)
Eine Wahlkoalition ſchließen, heißt doch nicht ſeinen Standpunkt
als politiſche Partei aufgeben, das wiſſen doch die Herren vom Centrum
viel beſſer als viele andere (Sehr richtig! rechts und bei den National-
Liberalen) alſo aus dem Wahlkartell kann noch nicht auf die
Stellung der Parteien zu einer beſtimmten Frage im Par-
lamente geſchloſſen werden. (Sehr wahr!) Dennoch glaube ich, daß
es ſich im vorliegenden Falle doch höchſtens um eine Diffe
renz in den Motiven handelt und ich bin zufrieden,
wenn die drei Parteien ſpäter im Konkluſum wenigſtens zuſammen
halten. (Sehr richtig!)

Wir wollen hoffen, daß die Sorge des deutſchen Volkes, die es
aus dieſem ganzen Ernſt der Lage geſchöpft hat, ſich ſchließlich nicht
bewahrheiten wird und wir werden dann glauben, daß die Haltung
der nationalen Partei dazu nicht wenig beigetragen hat. Aber das
hoffe ich auch und vielleicht mit dem Abg. Bamberger ſelber, daß
die drohenden Geſpenſter von der anderen Seite wegen Gefährdung
der Verfafſung, des allgemeinen Stimmrechts, der Einführung von
Monopolen ſich ebenſo wenig bewahrheiten werden. (Beifall.) Und das
wird leicht ſein, weil es von uns ſelber abhängt. (Sehr richtig
Jn dieſer Beziehung werden wir um ſo eher zum Ziele kommen,
und ich bin uberzeugt, daß die Herren ſich ſelbſt freuen werden,
wenn die Geſpenſter keine Wirkung haben. Nun hat der
Abgeordnete Meyer geſagt, es wären Gedanken, die die Herren
in der Reſolution niederlegen. Ja, das iſt es eben, worüber
wir uns beklagen. Der Abgeordnete Meyer hat früher
ſelbſt einmal ſehr ſchön gegen ſolche Gedanken geſprochen.
Ja, m. H., das iſt zwar ſehr ſchön, aber was wir beſtreiten und
was mir in der Debatte auch nicht widerlegt ſcheint, iſt, daß ein
dringendes Bedürfniß vorliegt, die Mittel des Reichs in erheblichem
Maße zu vermehren. Dieſer Gedanke iſt nur ausführbar
durch praktiſche Hülfsmittel. Darauf allein kommt es
an. Der Herr Abg. Meyer hat ſich darüber gewundert,
daß ich der ich ja ſtets für die Reichseinheit eingetreten
ſei er hat das ja ſo ſchön ausgedrückt den Widerſtand der
Einzelſtaaten befürchte. Wie kann der Abg. Meyer glauben, die
Zuſtimmung der Mitglieder des Bundesraths zu einem ſolchen
Geſetz zu erlangen, auch wenn er ſich nicht vor ihm „fürchtet“.
(Heiterkeit.) Es kommt auf die praktiſche Erwägung
an, ob man in dieſer Beziehung irgend eine lus
ſicht auf Erfolg hat. Jch habe ferner gezeigt, daß der
Widerſtand der Einzelſtagten ſehr viel innere Begründung hat.
Wenn der Widerſtand lediglich aus partikulariſtiſchen Gründen
hervorginge, ſo wäre die Sache ganz anders. Man muß aber
zugeben, daß, ſo lange das jetzige direkte Beſteuerungsſyſtem in den
Einzelſtgaten beſteht, es zu den größten Schwierigkeiten und Verwir-
rungen führen muß, darauf nocheine Reichseinkommenſteuer zu gründen.
So lange das nicht widerlegt iſt, ſage ich: aus dieſen Gründen
allein iſt es für den praktiſchen Politiker unwahrſcheinlich, daß Sie
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auf dieſem Wege Jhr Ziel erreichen. Wenn Sie nun aber JhrZiel erreichen, ſ haben Sie 20 Millionen. Der Herr Abg. Barth
hat nun ausgeführt, daß die RNeform der Branntweinſteuer ven
ſeiner Partei nur dann zugegeben würde, wenn nun ebenſo viel
andere Verbrauchsabgaben erlaſſen würden. Za, iſt das
richtig, dann konſtatire ich, daß in dieſem Programm ein
Mittel zur Deckung des anſehnlichen Defizits im Reich und in den
Einzelſtaaten nicht liegt (ſehr richtig und wir müſſen auf unſerm
alten Standpunkt beſtehen bleiben, indem wir ſagen: dieſes Pro
gramm erreicht das Ziel nicht, was wir vertreten haben Die
Selbſtſtändigmachung des deutſchen Reiches und ſeiner Finanzen
und dadurch Entlaſtung und Ordnung der Finanzen der Einzel-
ſtaaten. (Beifall).

Ein Schlußantrag wird abgelehnt.Abg. v. gardorff: Wenn das richtig iſt, was in den Blättern
über die Verſprechungen des Herrn Rickert gegenüber den Sozial-
demokraten in Braudenburg geſagt iſt, ſo iſt damit die Brüderſchaftzwiſchen dieſen beiden Parteien erwieſen.

Abg. Nickert: Die bodenloſen Bebauptungen, welche ein
Brandenburger Blatt darüber aufgeſtellt hat, ſind bereits ſeitens
des Wahlcomités als Verleumdungen zurückgewieſen worden. Jch
wundere mich, daß ein Politiker wie Herr v. Kardorff ſolche Dinge
hier wiederholt. Jch will noch die herzliche Bitte an den Abg.
Miquel richten, die Gegenparteien nicht in Gegenſatz zu „nationalen
Parteien“ zu ſetzen; wir ſind mindeſtens ebenſo national, wie jede
andere Partei. (Beifall links.)

Abg. v. Kardorff: Wenn der Abg. Rickert verſichert, daß die
Mittheilungen bezüglich des Brandenburger Falls nicht zutreffen,
ſo kann ich in dieſem Fall meine Behauptung nicht aufrecht er-
halten. Das wird aber nicht geleugnet werden können daß
die Herren Sozial- Demokraten für die DeutſchFreiſinnigen ein-
getreten ſind.

Abg. Dr. Miquel: Wenn ich den Ausdruck „nationale
Parteien“ gebraucht habe, ſo ſchließe ich damit keine Parteien und
beſonders keine Perſonen aus.

Abg. NRichter? Wenn damit Andere nicht ausgeſchloſſen ſein
ſollen, ſo iſt die Bezeichnung überflüſſig, und es wäre beſſer, dieſen
Ausdruck, den zuerſt Herr v. Kardorff gebraucht hat und der dann
von Herrn Miquel aufgenommen iſt, zu vermeiden. Jch werde
immer dagegen proteſtiren, weil wir uns für eben ſo national
halten wie die anderen Parteien.

Abg. v. Köller (konſ.): Nachdem die Herren unter der Firma
„DeutſchFreiſinnig“ Fiasko gemacht haben (Ruf links: erbärmlich)

ja das Fiasko iſt erbärmlich da mußten Sie ſich an einen
andern Namen heranuſchlängeln. (Stürmiſche Heiterkeit.) Sie be
ſchweren ſich darüber und zeigen eine große Enmpfind-
lichkeit, daß die Majorität des Reichstages für ſich
das Prädikat national und reichstren in Aunſpruch
nimmt. (Rufe links: Das iſt eine Ueberhebung!) Sie (nachlinks) ſprechen überhaupt bei der Diskuſſion im Verhältniß zu

Jhrer Fraktion viel zu viel. (Stürmiſche Heiterkeit.) Sie müſſen
uns aber mit derartigen Sachen nicht reizen (Stürmiſche Heiterkeit),
ich möchte Sie daher nochmals bitten, nicht zu empfindlich zu ſein,
wenn wir uns mit Recht die reichstrenen und nationalen
Parteien nennen (Ruf links: Das iſt eine Ueberhebung),
wenn wir mit Recht ſtolz ſind auf die Erfolge, die wir bei dieſen
Wahlen gemacht haben.

Präſident v. Wedell: Herr v. Köller hat im Eingang ſeiner
Ausführnngen von dem erbärmlichen Fiasko einer Partei dieſes
Hauſes geſprochen. Jch habe ihn nicht unterbrochen, weil er ſelbſt
es ſo erläuterte, daß das Wort „erbärmlich“ nur auf das Fiasco
ſich bezöge. Jch bitte ihn jedoch, derartige anzügliche und leicht
mißzuverſtehende Bemerkungen zu vermeiden.

Abg. von Köller: Jch habe den Ausdruck keineswegs von
Mitgliedern dieſes Hauſes gebraucht (Heiterkeit), ſondern ich habe
nur gemeint, ihre Partei im Lande hat ein erbärmliches Fiasko er-
fahren. (Glocke des Präſidenten.) Das Fiasko war ein erbärmliches.

Präſident v. Wedell: Jch hatte den Herrn v. Köller ſoeben
gebeten, derartige leicht mißzuverſtehende Aeußerungen zu vermeiden.
Dem ohnerachtet hat er den gerügten Ausdruck wiederholt und
meiner Bitte dadurch nicht entſprochen. Jch rufe ihn deshalb zur
Ordnung. Beifall links.)

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird hierauf angenommen.
Abg. Richter (zur Geſchäftsordnung). Jch möchte nur darauf

aufmerkſam machen, daß es der Mehrheit ſoeben gefallen hat, die
Diskuſſion zu r nachdem aus den Reihen derſelben Mehr-
heit ſoeben ein Redner aufgetreten war, der zwar nicht das
Mindeſte zur Sache (Oho! rechts) geſprochen, aber auch
in dem Theile ſeiner Rede, wegen deſſen er nicht
zur Ordnung gerufen worden iſt (Oho! rechts) nichts als

Jnvektiven gegen die Linke vorgebracht hat. Die konſervative
Partei mag ſtolz ſein, auf was und wen ſie will, auf Herrn von
Köller kann ſie es jedenfalls nicht. (Lebhafte Unruhe rechts.)

S Präſident von Wedell: Jch muß hierauf bemerken, daß eine
ſolche Bemerkung über einen Abgeordneten eine Ungehörigkeit iſt.
Z zpfe den Abg. Richter deshalb zur Ordnung. (Lebhafter

eifall.
Abg. Nichter: Jch habe es nicht ſo gemeint, ſondern nur

das Verhalten des Herrn von Köller außerhalb dieſes Hauſes.
(Stürmiſche Heiterkeit.)

Abg. von Köller: Hierauf bemerke ich dem Herrn Ab-
geordneten, daß unſere Wege ſich noch niemals außerhalb dieſes

auſes gekreuzt haben, und daß ich ihm ein Urtheil über mein
Verhalten außerhalb dieſes Hauſes deshalb nicht zugeſtehe, weil
unſere Wege abſolnt verſchieden ſind. (Sehr gut! rechts. Abg.
Richter: Schwach!)

Der Antrag der Nationalliberalen (Abg. Adae und Ge
noſſen) auf Annahme einer motivirten Tagesordnung wird
hierauf gegen die Stimmen der National- Liberalen abgelehnt,
desgleichen auch die Reſolution der Deutſchfreiſinnigen gegen die
Stimmen der Freiſinnigen und Sozialdemokraten.

Die Ueberſicht der Reichsausgaben und Einnahmen
für das Etatsjahr 1885/86, die allgemeine Rechnung über
den Reichshaushalt für das Etatsjahr 1883/84 und die Rech-
nung der Kaſſe der Oberrechnungskammer für das Etats-
jahr 1884/85, bezüglich desjenigen Theils, welcher ſich auf die
Reichsverwaltung bezieht, werden an die Rechnungskommiſſion
verwieſen.

Hierauf vertagt ſich das Haus.
Abg. Singer fragt au, ob der bei Zuſammentritt des Reichs

tages gefetzlich erforderliche Rechenſchaftsbericht der verbündeten
Regierungen über die Ausführungen des Sozialiſtengeſetzes bereits
eingegangen ſei, und erklärt auf die verneinende Antwort des
J er behalte ſich vor, einen hierauf bezüglichen Antrag
zu ſtellen.

Nächſte Sitzung Montag 1 Uhr. (Fortſetzung der zweiten
Berathung des Etats.) Schluß 5 Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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